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Marginalien / Rezensionen

Ueli Mäder

Chronik der Lohnarbeit.
Zu Robert Castels Studie „Die Metamorphosen der sozialen Frage"

Die Lohnarbeit bildet die Grundlage
für den gesellschaftlichen Reichtum.
Sie ermöglicht materielle Sicherheit,
stiftet soziale Identität - zumindest für
viele Menschen bis weit ins zwanzigste
Jahrhundert hinein. Und heute?

Robert Castel, Forschungsdirektor
an der Pariser Ecole des Hautes Etudes

en Sciences Sociales, will die Ge-
schichte der Lohnarbeit nicht den Hi-
storikerlnnen überlassen, sondern so-
zialwissenschaftlich verorten. Sein
Buch „DieMefamorp/wsen der .sozio-

/en Frage" (2000) ist eine „Chronik
der Lohnarbeit", wie der Untertitel ver-
deutlicht. Castel knüpft mit seinem
umfassenden Quellenstudium an eine
französische Tradition an, die Pierre
Bourdieu in „Réponses pour une an-

thropologie réflexive" (1992) würdigt.
Jede Soziologie muss historisch und

jede Geisteswissenschaft soziologisch
sein. Die gesellschaftliche Welt ist ak-
kumulierte Geschichte. Castel mobili-
siert die Erinnerung, um in einer Zeit
mit ungewisser Zukunft die Gegenwart
besser zu verstehen. Seine Geschichts-

auffassung unterscheidet sich von An-
Sätzen, die meinen, die neu strukturier-
te „Postmoderne" lasse sich nur aus
sich selbst erklären.

Die einst elende, würdelose Lohnar-
beit ist für die „grosse Mehrheit der

Erdbevölkerung", so Castel etwas ver-
einfachend, zu einem wichtigen Be-
standteil der Existenz geworden. Sie

hat den sozialen Zusammenhang „über
Jahrhunderte hinweg" entscheidend

gefördert, wird aber unter den Bedin-

gungen fortschreitender Rationalisie-

rung immer mehr in Frage gestellt. Was

uns bevorsteht, „ist die Aussicht auf
eine Arbeitsgesellschaft, der die Arbeit
ausgegangen ist, also die einzige Tä-

tigkeit, auf die sie sich noch versteht"
(Hannah Arendt). Die radikale Partei

Frankreichs, die führende Kraft der
dritten Republik, wollte die Lohnarbeit
bereits 1922 „als Überrest der Sklave-
rei" abschaffen.

Beim Übergang zum 21. Jahrhundert
aktualisiert sich die Frage erneut, weil
viele Menschen, ob strukturell oderkon-
junkturell bedingt, erwerbslos bzw.
„überzählig" sind. Während libertäre
Sozialistinnen früher die Abschaffung
der Lohnarbeit mit visionären Hoffnun-

gen verknüpften, dominiert derzeit eine

pragmatische Sichtweise. Sie will aus
der Not eine Tugend machen und die
Erwerbszeit flexibilisieren. Anders Ro-
bert Castel. Er öffnet wie André Gorz,
aber mit teilweise an-deren Folgerun-
gen, einen neuen Blickwinkel und er-
hellt, wie die soziale Frage weit über die
Lohnarbeit hinausreicht.

Castel untersucht die Bedingungen
der gesellschaftlichen Kohäsion über
den Umweg einer Analyse der gesell-
schaftlichen Dissoziation. Als „inte-
griert" definiert er - ähnlich wie die in
diesem Punkt kritisierte Schweizeri-
sehe Armutsstudie (Leu et al. 1997) -
jene Arme, die Sozialhilfe beziehen (S.

14/3Iff.), was aber nur auf einen Teil
zutrifft, so beispielsweise aufdie „wor-
king poor", die trotz Erwerbstätigkeit
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auf Leistungen der Fürsorge angewie-
sen sind. Die unterstützten Armen
scheinen jedenfalls weniger Destabili-
sierungsrisiken ausgesetzt zu sein als

andere, die über kein Netz verfügen
bzw. „in einem Zustand der Haltlosig-
keit innerhalb der Sozialstruktur trei-
ben und deren Zwischenräume bevöl-
kern, ohne dass sie aber einen festen
Platz finden können" (S. 12).

Auch die materiell Ärmsten sind
nicht immer die Ärmsten. Es gibt Men-
sehen, die über wenig Einkommen ver-
fügen und gleichwohl gut integriert
sind. Die ökonomische Determinante
ist wichtig, aber nicht entscheidend.
Castel analysiert mit viel Sensibilität
für anomische Zustände die vielfälti-
gen Beziehungen zwischen ökonomi-
scher Prekarität und sozialer Instabili-
tät. In amerikanischen Ghettos, in de-

nen, wie Castel zu pauschal feststellt,
ein „under class"-Bewusstsein verbrei-
tet sei, falle es einfacher, Handlungs-
Strategien zu entwickeln als etwa in
Frankreich, wo eine gemeinsame (Wi-
derstands-)Kultur der Ausgegrenzten
noch weitgehend fehle. Diese Einschät-

zung ist spätestens seit den Streiks 1995

in Frankreich so nicht mehr zutreffend.
Wenn Castel von Metamorphosen

der sozialen Frage spricht, gebraucht
er den Begriff nicht als blosse Meta-
pher, um vorzugeben, dass eine Sub-
stanz unter dem Wandel ihrer Attribute
fortbestehe. Nein, Metamorphosen er-
schüttern Gewissheiten. Gleichwohl
sind fundamentale Umwälzungen kei-
ne absoluten Neuerungen. Vieles fügt
sich, bei unterschiedlicher Thematik,
in den Rahmen vorhandener Proble-
matisierungen ein. Die „soziale Frage"
taucht unter dieser Bezeichnung in den
30er Jahren des 19. Jahrhunderts auf.
Sie bezieht sich - im Zeichen der indu-
striellen Revolution - auf den Paupe-
rismus. Es ging und geht darum, die

Arbeiterklasse zu integrieren. Gelingt
es nicht, den Gegensatz zwischen poli-
tischer Ordnung und wirtschaftlichem
System abzufedern, droht ein Umsturz.

Mit der „neue;? sozia/on Frage"
lehnt sich Castel nicht am sinn- und
wertorientierten christlich-sozialen
Verständnis der 1970er Jahre an. Im
Vordergrund steht vielmehr die „sozia-
le Ausschliessung" (exclusion), die er
als „Entkoppelung" (désaffiliation)
versteht (S. 415). Viele „Überzählige"
werden heute gar nicht ausgebeutet; sie

sind, was noch schlimmer ist, schlicht
„unnütz". In dieser Situation ist auch
schwer erkennbar, wie sie ein wider-
ständiges Potential bilden könnten.
Obwohl sich die soziale Frage zuerst in
aller Härte an den Rändern der Gesell-
schaft konkretisiert, betrifft sie die gan-
ze Gesellschaft. Sie ist von einer globa-
len Dynamik abhängig und damit nicht
autonom. Die Autonomisierung der
Ökonomie führt zu einem Verlust an
sozialstaatlicher Integration. Das Wirt-
schaftswachstum hat soziale Kompro-
misse ermöglicht, die heute kaum mehr
realisierbar sind. Wir stehen an einer
Weggabelung. Die Orientierungshilfen
weisen in unterschiedliche Richtungen.

Im ersten Teil seiner Arbeit be-
schreibt Castel den historischen Wan-
del von <7er VormwncAc/îa/r zum Vor-

frag. Ein weiter Bogen umfasst den

Grossteil Europas westlich der Elbe,
also den geographischen Raum der „la-
teinischen Christenheit" (S. 23). Im
Zeitraum von der Renaissance bis Ende
des 18. Jahrhunderts ergeben sich viele
Bezüge zur Geschichte in England. Da-
nach konzentrieren sich die Fallbei-
spiele auf Frankreich. Zunächst hat die
Mehrheit der Bevölkerung, die von ih-
rer Hände Arbeit leben, weder eine

geregelte Arbeit noch eine (daran ge-
bundene) garantierte Absicherung. Die
Menschen sind massenhaft verwund-
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bar. Der absolutistische Staat und die
traditionelle Organisation des Hand-
werks kennzeichnen die Vormund-
schaft. Ihre Herrschaft erstickt die
Lohnarbeit. Unter dem Vertragssy-
stem, das sich mit den unternehmeri-
sehen Freiheiten im ausgehenden 18.

Jahrhundert entfaltet, blüht die Lohn-
arbeit wieder auf. Doch die Lage der
Arbeiterinnen bleibt trotz der viel ge-
priesenen Befreiung fragil. Freiheit
ohne Sicherheit kann zur schlimmsten
aller Knechtschaft führen.

Vom 19. Jahrhundert an ist es die

Aufgabe der Sozialpolitik, die brüchige
Struktur der freien Arbeitsverträge ab-

zusichern und die „negative Individua-
lität" all jener aufzufangen, die ohne

Anbindung und Unterstützung sind.
Von der vorindustriellen zur „postindu-
striellen Gesellschaft" vollzieht sich
eine „totale Kehrtwende" (S. 30). Die
frühere, durch ein Übermass an Zwän-

gen erzeugte Verwundbarkeit, weicht
einer Schwächung der erkämpften Ab-
Sicherungen, was die soziale Frage qua-
si umkehrt. Arbeitsfähige Menschen
sehen sich gezwungen zu betteln (S.

64). Die liberale Moderne erscheint als

Auseinandersetzung zwischen den

Adepten des Fortschritts und den Ver-
teidigern altertümlicher Privilegien,
wobei sich dieser Gegensatz nicht auf
das Muster Alt gegen Neu reduzieren
lässt (S. 141).

Der zweite Teil der Arbeit thematisiert
den Prozess vom KcwtroLt zum Stuft«.
Auch hier: Die Liberalisierung des Ar-
beitsmarktes trägt Ende des 18. Jahr-
hunderts wenig zur Verbesserung der

Lage der Lohnarbeiterinnen bei. Libe-
ralismus bedeutet Patronage der Unter-
nehmerlnnen und damit Bevormun-
dung (S. 192ff.). Die entfesselte Indu-
strialisierung bringt den als „Mon-
strum" bezeichneten Pauperismus her-

vor. Der Sozialstaat entwickelt sich als

Kompromiss. Konzepte sozialer Si-
cherheit entstehen. Eine Minimalvari-
ante setzt (in Frankreich u.a. während
der dritten Republik) weitgehend auf
die Selbstregulation des Marktes (S.

236ff.). Die Maximalvariante baut im
Sinne der Keynesianischen Wirt-
Schaftspolitik auf einen aktiven Staat,
der die Nachfrage ankurbelt (S. 283ff.).
Seit den rezessiven Einbrüchen der
1970er Jahre zeichnet sich bei der
Lohnarbeit und sozialen Sicherheit ein
Abwärtstrend ab. Formen der Verge-
sellschaftung lösen sich auf. Der Staat

stopft Löcher, federt ab. Was tun?
Castel legt Wert darauf, die Entwick-

lung der Lohnarbeitsgesellschaft als

Geschichte der Integration zu betrach-
ten. Sie führt von der proletarischen
Lage über die Lage der Arbeiterinnen
zur Lage der Arbeitnehmerinnen. Die
proletarische Lage (erste Etappe) ist zu

Beginn der Industrialisierung mit
schier totaler Ausgrenzung verbunden.
Die Arbeiterinnen kampieren, wie von
Auguste Comte beschrieben, mitten in
der Gesellschaft, ohne darin Platz zu
finden. Mauern trennen sie von der
Welt der Bürgerlichen. Ein neues Lohn-
Verhältnis kennzeichnet die Lage der
Arbeiterinnen (zweite Etappe). Der
Lohn ist hier mehr als punktuelle Ver-
gütung für verrichtete Aufgaben. Die
verbindlichere Abhängigkeit gewährt
Rechte und Zugang zu Leistungen aus-
serhalb der Arbeit, so etwa bei Krank-
heit, Unfällen, Alter. Sie ermöglicht
auch eine erweiterte Teilhabe am so-
zialen Leben. Dazu gehören Wohnung,
Bildung, Konsum und vom 20. Jahr-
hundert an sogar Freizeit.

Die 1950er Jahre bringen die Ent-
Wicklung zur Lage der Arbeitnehme-
rinnen (dritte Etappe). Sie ist von Mo-
dernisierung, Tertiarisierung, Wachs-
tum und Fortschritt geprägt. Das Bür-
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gertum ohne Kapital verdrängt die tra-
ditionelle Bourgeoisie. Der Staat

wächst; er baut die Sozialversicherun-

gen aus, deren vielfältiges Organi-
gramm die Sektoren der Arbeitsgesell-
schaft widerspiegelt. Der Staat inve-
stiert mehr in den industriellen Bereich
als die privaten Trägerinnen selbst.

Vollbeschäftigung ist weitgehend er-
reicht.

Mit den rezessiven Einbrüchen stellt
sich c/f> .Toz/fl/e Frage neu (S. 336ff.).
Die globalisierungsbedingt verschärf-
te Konkurrenz erhöht die Rationalisie-

rung und damit auch die Erwerbslosig-
keit. Sie unterläuft die Lage der Arbeit-
nehmerlnnen. Die soziale Ausgrenzung
bzw. Entkoppelung kennzeichnet die
vierte Etappe der Entwicklung der
Lohnarbeit, in der „die Odysse zum
Drama" werden kann. Sie zeigt, wie
trügerisch eine soziale Sicherung ist,
die einseitig vom wirtschaftlichen
Wachstum abhängig ist. Sie fördert
auch gewisse „perverse Effekte" (S.

342) zutage, die Castel enttabuisiert,
ohne in die alte Leier der Liberalen
einzustimmen. Er meint damit (ganz
im Sinne des 68er Protestes) das Stre-
ben nach Sicherheit statt nach Person-

lichkeit, und kritisiert sowohl die un-
ökolologische Fortschrittsgläubigkeit
als auch die Starrheit, die alles fest-

zurrt, bürokratisiert und technokrati-
siert. Hinzu kommt die „Verhätsche-
lung", die im gezähmten Kapitalismus
die individualisierten Menschen ent-
politisiert - der Konsumismus, der nach
Castel einem wohlfahrtsstaatlichen
statt emanzipiert sozialstaatlichem
Konzept entspricht.

Was die ungewisse Zukunft betrifft,
skizziert Castel mehrere Szenarien.
Wenn es mit der Arbeit ohne Umver-
teilung und soziale Absicherung weiter
bergab geht, verschärft sich die soziale

Ausgrenzung und unfreiwillige Ent-

koppelung. Ist der Staat bereit und in
der Lage, sich in gängiger Manier als

Reparaturwerkstatt zu engagieren,
dann kann es gelingen, die gegenwärti-
ge Lage zu konsolidieren und zu stabi-
lisieren. Anerkennen wir, dass die klas-
sische Lohnarbeit nur einen Aspekt der
sozialen Frage ausmacht, dann erhö-
hen sich die Chancen, Alternativen zu
finden und zu verwirklichen. Neue Stel-
len lassen sich beispielsweise im Be-
reich der personenbezogenen Dienst-
leistungen schaffen. Dies allerdings mit
der Gefahr, den Warencharakter auf
soziale Beziehungen und nachbar-
schaftliche Bande auszuweiten.

Unausgeschöpfte Quellen der Be-

schäftigung bringen aber, wie auch
André Gorz moniert, servile Abhän-
gigkeiten mit sich. Sie führen zu einem

neuen Domestikentum. Wenn wir ne-
ben dem Markt einen weiteren Sektor
der sozialen Ökonomie etablieren, der
sich intermediär zwischen Lohnarbeit
und Fürsorge bewegt, so hat das, in

schwierigen Zeiten nicht unnütz, allen-
falls einen konjunkturell bedingten
Nutzen. Empfängerinnen eines garan-
tierten Mindesteinkommens suchen
aber lieber eine ordentliche Arbeits-
stelle im ersten Arbeitsmarkt als eine

Art Sozialpraktikum „im Dritten Sek-

tor". Um duale Modelle zu vermeiden,
ist eine strukturell orientierte Wirt-
schaftspolitik gefragt, die Stellen mit
Status ermöglicht und jeglichen Abbau
der Lohnarbeit blockiert. Vorausset-

zung ist eine Umverteilung der knap-
pen Ressourcen, die von der gesell-
schaftlich nützlichen Arbeit stammen.

Castel betrachtet die Lohnarbeitsge-
Seilschaft als „diejenige Gesellschafts-
formation, der es gelungen ist, massen-
hafte Verwundbarkeit weitgehend ab-

zuwenden und eine weitreichende Teil-
habe an den gemeinsamen Werten zu
gewährleisten" (S. 393). Die (Lohn-)
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Arbeit bleibt für ihn der lebendige Be-

zugspunkt zur gesellschaftlichen Inte-
gration und zum sozialen Zusammen-
halt. Alle Miglieder der Gesellschaft
sollen eine möglichst direkte Verknüp-
fung zur gesellschaftlich nützlichen
Arbeit haben, die Castel zu sehr von
der Lohnarbeit abhängig sieht. Die
Umverteilung im Erwerbsbereich ist
für ihn die „logischste Antwort" auf
die soziale Ausgrenzung bzw. Entkop-
pelung. Castel relativiert zwar, wenn er
festhält, dass die radikale Verkürzung
der Erwerbszeit keine Wunderlösung,
aber ein wichtiger Schritt ist. Ein stär-
keres Engagement des Staates setzt
keine Planwirtschaft voraus, sondern
ein verbindliches Rahmengesetz, das

zumindest hinsichtlich Arbeitszeiten
und Minimallöhnen klare Vorgaben
macht. Um die Politik gegenüber der
Wirtschaft zu stärken, ist mehr Koope-
ration auf dem internationalen Parkett

gefragt. Notwendige Absprachen sol-
len die hohe Belastung des Faktors
Arbeit harmonisieren und begrenzen.

Castel geht davon aus, dass die Finan-

zierung der sozialen Sicherung schwie-

rig geworden ist. Er stützt sich dabei
auf einseitige sozio-demographische
Prognosen ab, nach denen immer weni-

ger Erwerbstätige mehr Rentnerinnen
finanzieren (S. 399), und vernachläs-

sigt die hohe Wertschöpfung solcher
Ausgaben sowie alternative Finanzie-
rungssysteme. Im französischen Origi-
nal (Librairie Arthème Fayard) ist sein
Buch bereits 1995 erschienen, also zwei
Jahre bevor André Gorz (in „Arbeit
zwischen Misere und Utopie", s. Wi-
derspruch, Heft 39) ein Grundeinkom-
men postuliert, das an keine Erwerbs-
arbeit gebunden ist. Castel hält - trotz
Entfremdungsgefahr - an der Lohnar-
beit fest und plädiert dafür, Sorge zu
diesem fragilen System zu tragen, wo-

bei soziale Investitionen auch auf neue
Formen der Solidarität zu diversifizie-
ren seien. Der „negative Individualis-
mus" (S. 401) und die Desinstitutiona-
lisierung erfordern neue kollektive Zu-
gehörigkeiten. Die Bearbeitung über-

greifender Problemlagen auf lokaler
Ebene kann soziale Identität stiften.
Diese darf aber nicht mystifiziert wer-
den. Historisch gesehen führt die Ent-
wicklung irreversibel von der Gemein-
schaft zur Gesellschaft. Wir sind zu
einer Masse von Einzelwesen gewor-
den und nehmen unsere Individualität
umso ausgeprägter war, je erkennbarer
wir uns auf kollektive Ressourcen und
Sicherheiten abstützen.

Castel postuliert einen umfassenden

Gese/Tsc/to/fspokf, der sich primär auf
die radikal umverteilte Erwerbsarbeit
abstützt. Ich halte diese Optik für wich-
tig. Sie geht allerdings von einem einge-
schränkten, geschlechtshierarchischen
Arbeitsbegriff aus, der die Haus-, Be-

treuungs- und Erziehungsarbeit ver-
nachlässigt und neue Formen der Soli-
darität bloss andeutet. Diese können
sozialstaatliche Leistungen gewiss
nicht ersetzen, aber ergänzen und so-
ziale Kompetenzen verbreiten. Auch
die von Castel erwähnten Ansätze ei-
ner sozta/e« Ökonomie lassen sich nicht
nur unter dem Aspekt der Schaffung
von Arbeitsplätzen diskutieren. Castel
hätte sich allenfalls noch intensiver mit
der Entkoppelung von Erwerbsarbeit
und Einkommen auseinanderzusetzen.

Implizit ist diese Frage allerdings im
ganzen Werk präsent. Castel vermittelt
einen profunden Einblick in die Ge-
schichte der Lohnarbeit. Sein Werk
bereichert die sozialpolitische Debatte
in hohem Masse - die Lektüre ist ein

grosser Gewinn!

Castel. Robert. 2000: Die Metamorphosen
der sozialen Frage. Eine Chronik der
Lohnarbeit. Konstanz
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Stefan Howald

Stuart Hall und die Cultural Studies

Lange Jahre waren die sogenannten
Cultural Studies ein Insidertip. Im deut-
sehen Sprachraum stellt schon der Be-

griff ein Problem dar: Als um 1980 die

ersten Arbeiten des Birminghamer
Centre/or Contemporary CuZfuraZ Sfn-
dies aus dem Englischen übersetzt wur-
den, wurde versuchsweise von „kriti-
scher Kulturwissenschaft" gesprochen.
Mittlerweile wird auf eine Eindeut-
schung verzichtet und der englische
Originalbegriff Cultural Studies ver-
wendet. Dies zu einem Zeitpunkt, in
dem sich die Cultural Studies weltweit
größeren Interesses erfreuen.

Die deutsche Rezeption verlief ver-
zögert und verzettelt. Ende der siebzi-

ger Jahre veröffentlichte die Berliner
Theoriezeitschrift Das Argument erste
Aufsätze von Stuart Hall, vor allem zur
Ideologie-Debatte. Etwa gleichzeitig
wurden beim damaligen Syndikat-Ver-
lag Arbeiten von Paul Willis und an-
dern veröffentlicht, die den „Spaß am
Widerstand" diverser Jugendkulturen
formulierten. Diese Studien beeinfluss-
ten zwar die deutschsprachige Subkul-
tur-Forschung, doch als Projekt wur-
den die Cultural Studies in Deutsch-
land nicht systematisch weiterverfolgt.
Erst ein Jahrzehnt später besann sich
der Argument-Verlag auf die Tradition
und veröffentlichte einen Band mit
Ausgewà'A/few Sc/iri/Zen von Stuart Hall
zu „Ideologie, Kultur, Medien, Neue
Rechte, Rassismus", dem, mit fünfjäh-
rigem Abstand, ein weiterer Band über
„Rassismus und kulturelle Identität"
folgte (s. Widerspruch, Heft 30, 1995, <

S.201f.). Jetzt wird, wiederum im Fünf-
jahresschritt, der dritte Band vorge-
legt, und die ersten beiden sind neu

aufgelegt worden (Hall 2000 a-c).

In der Zwischenzeit gibt es in
Deutschland einen kleinen Boom der
Cultural Studies, die sich an einzelnen
Universitäten im Bereich der Jugend-
kultur-Forschung und Medienanalyse
institutionalisiert haben; mit einem
CuZfwraZ Stm/Zes-Rca/Zerund GramZZa-

gentexien zur AZn/üZirang sind vor kur-
zem auch entsprechende Publikationen
erschienen. In ihrem Vorwort zum drit-
ten Auswahlband der Hall-Texte hält
Nora Räthzel gelassen-seufzend fest,
dass in diesen andern Sammelbänden
die Vorarbeit vom Argument-Verlag
kaum gewürdigt wird. Dennoch bleibt
zu hoffen, dass sich die beiden Rezep-
tionslinien gegenseitig ergänzen und
dass die Hall-Schriften die ihnen ge-
bührende Beachtung finden. Nicht we-

gen Hall selber; der hat sich solchen
akademischen Eitelkeiten immer ent-

zogen. Sondern wegen den reichhalti-

gen Anregungen und der Sachkompe-
tenz, die in diesen Texten steckt.

Stuart Hall ist seit nunmehr über vier-
zig Jahren ein führender Intellektueller
der angelsächsischen Theoriedebatten.
Im ersten Text des neuen Sammelbands

analysiert er hellsichtig seine persönli-
che Entwicklung als Manifestationen
größerer Umbruchprozesse. 1932 auf
Jamaika geboren, wurde in seiner Fa-

milie schon früh „der Konflikt zwi-
sehen dem lokalen und dem imperia-
len, kolonisierten Kontext" (S. 8) kul-
turell ausgetragen. Hall rebellierte ge-

gen die auf England ausgerichtete Er-
Ziehung, verließ 1951 nach dem psy-
chischen Zusammenbruch einer
Schwester Jamaika fluchtartig und kam
als hochtalentierter Stipendiat nach
Oxford. Er engagierte sich vorerst in
der westindischen Exil-Politik, später
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in der einheimischen britischen Poli-
tik. 1956 förderte die Krise der kom-
munistischen Bewegung im Gefolge
des sowjetischen Einmarsches in Un-

garn die Entstehung derNeuen Linken.
Hall wurde verantwortlicher Redaktor
bei einer linken Universitätszeitschrift,
aus der 1959 die /Vew Le/f Review ent-
stand. Nach einer Stelle als Dozent für
Medienanalysen an einem Londoner
College etablierte er 1964, auf Arbei-
ten von Raymond Williams aufbauend,
zusammen mit Richard Hoggart in Bir-
mingham das Cenfre/or Confempora-

/y Cn/taraZ Studies (CCCS), die ei-

gentliche Geburtsstätte der Cultural
Studies, das er bis 1979 leitete. Die
Cultural Studies standen in zweifacher
Frontstellung: Gegen den dogmati-
sehen Marxismus postulierten sie eine

Verschiebung des Fokus von Ökono-
mie und Politik hin zur Kultur; gegen
die herrschende Kulturauffassung for-
eierten sie die kritische Aufarbeitung
populärer, angeblich „niederer" Kul-
turformen.

1979 verließ Hall das CCCS und

ging als Professor für Soziologie an die

Open University, einer Gründung der
Labour Party und die führende Institu-
tion im Bereich der Erwachsenenbil-
dung. Ende der siebziger Jahre war er
zudem einer der maßgeblichen Mitar-
beiter von Marxism 7Way geworden,
dem unorthodoxen, einflussreichen
Monatsmagazin der eurokommunisti-
sehen Strömung der KP Großbritanni-
ens. Hall war es, der als erster den

Thatcherismus als neues politisches
Projekt von rechts identifizierte, zu
dessen Analyse beitrug (Hall 2000a)
und die Linke vor einer Unterschät-

zung der neuen Herausforderungen
warnte. Ab Mitte der achtziger Jahre

profilierte er sich vor allem mit Arbei-
ten zum Rassismus, zur Ethnizität und

zur kulturellen Identität und mischte

sich immer wieder mit scharfsinnigen
Analysen in die politischen Debatten
ein.

Dass Hall nicht noch bekannter ist,
liegt an seiner eigentümlichen Produk-
tionspraxis. Sein Name verbindet sich
nicht mit ausgearbeiteten Großpubli-
kationen, einem aufsehenerregenden
Wurf oder einem Standardwerk. Er
bevorzugt die Arbeit in Gruppen und

Projekten, als Anreger und Förderer;
sein Medium ist die Intervention in
Artikeln und Vorträgen. Tatsächlich
ist er ein glänzender Rhetoriker, der
seine Gedanken dialogisch verfertigt.
In Selbstreflexionen hat er das in kultu-
relie Zusammenhänge gestellt, die
Mündlichkeit in der afro-karibischen
Tradition verwurzelt gesehen und das

Dialogische als ein zentrales methodo-

logisches Prinzip unter anderm beim
russischen Strukturalisten Michael
Bachtin verortet.

Die AïMgpwà'A/fen Sc/în/Zen 5 (Hall
2000c) konzentrieren sich auf Texte,
die sich direkt mit Geschichte und Auf-
gaben der Cultural Studies auseinan-

dersetzen, und Herausgeberin Nora
Räthzel stellt die Cultural Studies zu
Recht als ein „politisches Theoriepro-
jekt" vor. Tatsächlich ging es immer
um eingreifendes Denken, um theoreti-
sehe Analysen in Zusammenhang mit
politischen Bewegungen, ohne sich
davon instrumentalisieren zu lassen.
Dabei können verschiedene Etappen
mit unterschiedlichen thematischen
Schwerpunkten ausgemacht werden.
Zu Beginn konzentrierte sich das CCCS
auf Analysen populärer Kulturformen,
der Medien, wobei Anregungen der

„linguistischen Wende" zur Textuali-
tät menschlicher Praxen sowie von
Gramsci und Althusser zur Materialität
des symbolischen Felds aufgegriffen
wurden.
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1978 läutete der Band PoZ/ang f/ie
Crisis die Erkundung des Rassismus
und des Verhältnisses zum Staat ein; in
den achtziger Jahren rückten Fragen
der kulturellen Identität und Ethnizität
in den Vordergrund. Gleichzeitig wur-
den die Cultural Studies parallel mit
dem Poststrukturalismus an US-ameri-
kanischen Universitäten institutionali-
siert.

In den neunziger Jahren vollzog sich
in Großbritannien eine ähnliche Ent-
Wicklung, als die neu aufgewerteten
Fachhochschulen auf die Nachfrage
einer neuen Studentengeneration mit
Kursen zur Medienkritik reagierten.
Hall schätzt solche Entwicklungen
ziemlich kritisch ein. Zwar hält er eine
beschränkte Institutionalisierung für
unumgänglich und notwendig, weist
aber auf die Entpolitisierung der Cul-
tural Studies in den USA und in Groß-
britannien hin, wo sich die neuen Kur-
se marktförmig zunehmend an den
Bedürfnissen der Medienindustrie ori-
entieren.

Hall erhebt nicht den Anspruch, al-
lein die Schule der Cultural Studies zu
vertreten. In der weiteren, pluralen
Verbreitung des Theorieprojektes sieht

er im Gegenteil eine Chance. Gerade
die Globalisierung ermögliche es, all-
gemeine Fragen einer kritischen Ana-
lyse symbolisch-kultureller Praxen aus
den lokalen Besonderheiten der je ei-

genen kulturellen Situation heraus zu
formulieren. Überhaupt beeindruckt an
Hall die Fähigkeit, sich neuen Heraus-

forderungen zu stellen, Weiterentwick-
lungen vorzunehmen, ohne alle frühe-
ren Fragestellungen und Bezugnahmen
über Bord zu werfen. Vielfältige Anre-

gungen aus den neusten Theorieströ-

mungen aufnehmend, wendet er sich
entschieden gegen postmoderne Belie-
bigkeit: „Ich verstehe nicht, wie eine
Praxis das Ziel haben kann, etwas in

der Welt zu verändern, ohne einen spe-
zifischen oder eigenständigen Stand-

punkt einzunehmen, der ihr wirklich
etwas bedeutet und den sie deutlich
machen will. Das ist eine Frage der

Positionierungen. Es stimmt natürlich,
dass Positionen nie endgültig sind, dass

sie nie absolut sind. Sie können nicht
unbeschadet von einerpolitischen Kon-
junktur in die andere übersetzt werden;
man kann nicht erwarten, dass sie am
selben Platz bleiben." (S. 36)

Solche Relativierungen bedeuten
auch eine Kritik an der Substantialisie-

rung eines Konzepts wie schwarzer
Kultur oder einer Fetischisierung des

Subjekts: „Ich glaube, neue Theorisie-

rungen der Anordnungen sozialer Po-

sitionierungen innerhalb der gesell-
schaftlichen Strukturen werden Fragen
behandeln müssen, die umfassender
sind als unsere persönlichen Erfahrun-
gen, ohne jemals die subjektive Di-
mension außer Acht zu lassen. Unsere

eigene persönliche Erfahrung über-
schneidet sich mit diesen Strukturen,
aber sie deckt sie nicht ab." (S. 149)

In der differenzierten Nachzeich-

nung verwickelter Verhältnisse zeigt
sich Hall als Meister einer dialektisch-
dialogischen Methode. Wiederum wird
dies lebens- und sozialgeschichtlich
verankert, nämlich im Begriff des

Diaspora-Intellektuellen mit seiner pa-
radigmatischen Ambivalenz: „genü-
gend Entfernung, um das Gefühl des

Verlustes und des Exils zu erleben und

genügend Nähe, um das Rätsel einer
auf ewig verschobenen 'Ankunft' zu
verstehen." (S. 16)

Sechs der sieben hier veröffentlich-
ten Texte und Interviews sind zwischen
1989 und 1993 entstanden. Hall erin-
nert gelegentlich daran, dass der Epo-
chenumbruch von 1989 Ähnlichkeiten
mit 1956 aufwies, einem „Zeitpunkt
der Desintegration einer bestimmten
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Art von Marxismus" (S. 37). Im Ver-
gleich äußert sich auch eine vorsichti-
ge Hoffnung auf eine theoretische und

politische Erneuerung. Allerdings fällt
der Sammlung in dieser Hinsicht zum
Nachteil aus, dass kein neuerer Text
enthalten ist. Denn Stuart Hall greift
weiter in die aktuellen Debatten ein.
Und er ist, zusammen mit der Geogra-
fin Doreen Massey und dem Ökono-

men Michael Rustin, Mitbegründer ei-
ner neuen Zeitschrift, .S'oiWmgs.

In der ersten Nummer im Herbst
1995 wurde von „ungemütlichen Zei-
ten" und davon gesprochen, dass der
Rechtsrutsch in den westlichen Gesell-
Schäften Anlass zur Beunruhigung
gebe. Allerdings wolle die Zeitschrift
„gerade der Meinung entgegentreten,
die Ideale von Demokratie und Gleich-
heit seien ein für allemal erledigt".

Seither sind entsprechende politische
Theorieprojekte in Großbritannien in
eine Krise ganz eigentümlicher Art
geraten. Nach dem Labour-Wahlsieg
von Blair im Mai 1997 hat der Regie-
rungsapparat einen Teil der kritischen
Intelligenz aufgesogen. Etliche ehema-

lige Kritiker befinden sich auf einem
neuen Marsch durch die Institutionen.
Zurück bleiben links von Labour eine

paralysierte Linke und ein akademi-
sches Ghetto. Sottnzh'ngs bemüht sich

um eine neue Diskussionskultur unter-
einander und einen Dialog mit konti-
nentaleuropäischen Traditionen. Die
Zeitschrift ist gediegen und anregend.
Doch ihre Auflage und ihr Einfluss
bleiben weit hinter allen Erwartungen
und Notwendigkeiten zurück. Den Auf-
brach einer Neuen Linken hat sie noch
nicht zu fermentieren vermocht.
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Hans-Jürgen Bieling, Jochen Stein-
hilber (Hrsg.): Die Konfiguration
Europas. Dimensionen einer kriti-
sehen Integrationstheorie. Verlag
Westfälisches Dampfboot, Münster
2000 (351 S„ Fr. 44.50)

Der sozialwissenschaftliche Mainstream
scheint den Frieden mit den europäi-
sehen Verhältnissen weitgehend ge-
schlössen zu haben. Die Majorität der

Integrationsforschung orientiert sich auf
ein zivilgesellschaftliches „Regieren jen-
seits des Staates", auf institutionelle Teil-
bereichsordnungen also, die den nationa-
len Staat ergänzen, überwölben oder er-
setzen, letztlich auf eine europäische
„Governance without Government".

Nicht nur politökonomische Analy-
sen des europäischen Integrationspro-
zesses bleiben weitgehend auf der
Strecke; sie blitzen allenfalls noch im
„Varieties of Capitalism-Approach"
des neuen Institutionalismus auf. Vor
allem werden die gesellschaftlichen
Macht-, die politischen Herrschafts-
und die weltökonomisch vermittelten
Gewalt-, Unterwerfungs- und Knech-
tungsverhältnisse für erledigt erklärt.
Gesellschaftliche Widersprüche schei-

nen sich auf der Ebene ihrer wissen-
schaftlichen Beschreibung aufzulösen.
In der Kultur zivilgesellschaftlicher
Beteiligung dominiert der Positivismus
der Geschäftsführer. Die Globalisie-

rung ökonomischer Beziehungen wird
kaum ergründet, sondern als ökonomi-
sehen „Sachzwang", der in der Sache

nicht beim Namen genannt wird, vor-
ausgesetzt. Verdrängt und vergessen
wird ohnehin in aller Regel das eigent-
liehe staatstheoretische und -praktische
Apriori jeder politischen Tätigkeit: ihre
liberalkapitalistische Präfiguration.

Ganz anders nun das Ansinnen des

vorliegenden Bandes. Die Herausge-
ber, Mitarbeiter der Forschungsgruppe

Europäische Gemeinschaften (FEG) an
der Universität Marburg, umtreibt die

„Konfiguration Europas" - die Be-

Stimmung einer historisch-konkreten
„conjoncture", eines komplexen gesell-
schaftlichen Ganzen, das die ökonomi-
sehen, politischen und ideologischen
Praxisformen an einem bestimmten Ort
und in einem bestimmten Entwick-
lungsstadium umfaßt, also gerade nicht
dessen separate Teile (und Teilbe-
reichslösungen), die im Mittelpunkt der
herrschenden Theorieströmungen ste-
hen.

In ihrer Einleitung präzisieren Hans-

Jürgen Bieling und Jochen Steinhilber
ausgehend von den Grenzen der neuen
europäischen Regierungslehre ihr An-
liegen: Es geht ihnen um das Offenle-

gen des .sozia/en CAarakferi des Inte-
grationsprozesses, indem sie nach den

tragenden Marktbeziehungen und
Herrschaftsstrukturen und den darin
eingelagerten Widersprüchen und Kri-
sen fragen, insbesondere nach den „ge-
seilschaftlichen Kräfteverhältnissen
und der diesen zugrundeliegenden Ak-
kumulations- und Krisendynamik" (S.
13). In einer Kombination aus Regula-
tionstheorie, Staatstheorie und neo-
gramscianischer Internationaler Politi-
scher Ökonomie soll die Hegemonie in
der neuen Konfiguration Europas sieht-
bar werden.

Es geht demnach um nichts geringe-
res als um die Periodisierung nicht nur
des europäischen Integrationsprozes-
ses, sondern des historischen Kapita-
lismus überhaupt. Auf dem Hinter-
grund der Krise der fordistischen For-
mation und eines tiefgreifenden For-
mationswandels des Kapitalismus geht
es um die politische Bestimmung einer
Periode weltkapitalistischer Entwick-
lung. Um jedoch den Prozeß kapitali-
stischer Globalisierung nicht als einen
Prozeß mißzuverstehen, der die histo-
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risch nationalstaatlich geronnene Spe-
zifik der Produktions- und Regulati-
onssysteme einebnet, kommt eine
„Globale Politische Ökonomie", die
sich dem Thema der europäischen Inte-
gration widmet, nicht umhin, die euro-
päische Konkretion kapitalistischer
Globalisierung herausarbeiten. Diese
ist ohne einen Begriff von Hegemonie
nicht zu haben. Es geht - daran lassen
auch die meisten Beiträge des Sammel-
bandes keinen Zweifel - im krassen
Unterschied zur herrschenden For-
schungsperspektive um Prozesse der

„Erweiterung des Staates" (Antonio
Gramsci), um eine staatstheoretisch
fundierte Re-Politisierung der Diskus-
sion um die europäische Integration.
(Genau diese Fragen haben auch mich
bewegt, als ich 1997 mein Buch „Neo-
liberale Globalisierung und eurokapi-
talistische Regulation. Die politische
Konstitution des Marktes" vorlegte.)

Es ist hier nicht genügend Raum, alle
Beiträge des Sammelbandes zu würdi-
gen. Ich werde im folgenden mich auf
thematisierte Fragenkomplexe be-
schränken, die meines Erachtens wich-
tige Impulse für die Weiterentwick-
lung und für die Schärfung einer krifi-
scAen JAeorie ettropäwcAer /nfegrafi-
on im oben genannten Sinne leisten,
die also die Schnittstelle von ökonomi-
sehen Globalisierungsprozessen, trans-
nationaler Vergesellschaftungsdyna-
mik und wettbewerbsorientierter Re-

organisation des europäischen Staates

originär thematisieren.

Hervorzuheben ist hier zunächst der
den Sammelband abschließende Bei-
trag von Frank Deppe, dem es gelingt,
retrospektiv die Traditionslinien kriti-
scher Europaforschung in ihrem Wan-
del zu skizzieren und den Blick auf
wesentliche Kontinuitätslinien und
neue Herausforderungen einer kriti-

sehen Theorie europäischer Integrati-
on zu schärfen. Deppe sieht auch infol-
ge der Durchsetzung einer neuen For-
mation des transnationalen Kapitalis-
mus Kontinuität darin begründet, die
historische Tendenz der Kapitalakku-
mulation als Prozeß der Bewegung von
sozialen Widersprüchen zu verhandeln
und Machtasymmetrien im kapitalisti-
sehen Vergesellschaftungsprozeß und
damit die Konflikte und Kämpfe her-
vorzuheben (S. 334).

Stephen Gill fordert in seinem Bei-
trag im Sinne der methodologischen
Anweisung Gramscis eine in den Mit-
telpunkt zu rückende Untersuchung der
Kräfteverhältnisse und der „Dialektik
von Hegemonie und passiver Revoluti-
on". Hier sieht Gill das entscheidende
theoretische Terrain betreten, um den
sich auf der Grundlage eines transna-
tionalen historischen Blocks durchset-
zenden „disziplinierenden Neolibera-
lismus" und die „Kultur des Marktes"
zu erfassen. Gill sieht für diesen neuen
Machtblock eine „bedeutende europäi-
sehe Basis", die sich vor allem in einem
relativen Übergewicht des exportori-
entierten produktiven Kapitals sowie
des Finanz- oder Rentier-Kapitals ma-
nifestiert und in der „Bedeutung des

'sozialen regulierten Marktes' für den
Konsens der Massen" europäisch kon-
kretisiert (S. 45): er nimmt die Gestalt
eines „kompensatorischen Neolibera-
lismus" an.

Gill sieht somit die europäische Inte-
gration als einen Prozess aus einem

neuen historischen Block heraus, nicht
aus der europäisch-spezifischen politi-
sehen Konstitution der Produktions-
Verhältnisse. Die Formen europäwcAer
S/aa/A'cAAeif (und damit ihre Spezifik
gegenüber anderen Institutionalisie-
rungen des Machtblocks) können so

letztlich nicht aus den Kräfteverhält-
nissen und den Konflikten des europäi-
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sehen Kapitalismus und seiner passi-
ven Revolution erklärt werden. Hierzu
finden sich wichtige Anregungen im
Beitrag von Dieter Plehwe, der in der

Verbindung von neo-gramscianischer
Analyse und gesellschaftskritischen
Ansätzen der Organisationssoziologie
Potentiale sieht, die in der Debatte
„über die Divergenz und Konvergenz
nationaler Kapitalismen entwickelten
Einsichten zu bewahren, ohne auf eine

Erweiterung des analytischen Ansät-
zes auf die supra- und transnationalen

Sphären sozialer (Organisations-)Be-
Ziehungen verzichten zu müssen" (S.

277) - also genau jene „Dialektik von
Hegemonie und passiver Revolution"
in den Griff zu bekommen, die Gill für
die Analyse zurecht einfordert.

Alex Demirovic argumentiert ge-
wohnt kenntnisreich gegen einen post-
modernen Mythos europäischer Zivil-
gesellschaft und gegen ihr bürgerlich-
demokratietheoetisches Pendant. Er
hebt auf die originär herrschaftskriti-
sehe Konnotation eines gramsciani-
sehen Begriffs von Zivilgesellschaft
ab, auf „eine Form der staatlichen Herr-
schaftsausübung in der Form der Zu-
Stimmung und Selbstunterwerfung un-
ter Herrschaft" (S. 67). Auf dieser

Grundlage gelangt Demirovic zu prä-
zisen Bestimmungen des Charakters

europäischer Integration als einem Pro-
zeß, in dem der europäische Staat „auf
seinen unterschiedlichen supranationa-
len, nationalstaatlichen, regionalen und
lokalen Ebenen... gerade dadurch neue
Autonomie (gewinnt), daß er mit zahl-
reichen gesellschaftlichen Gruppen in

Verhandlung tritt" (S. 65). Für die

Kennzeichnung des europäischen
Staats als besondere Form gesellschaft-
licher Kräfteverhältnisse ist die Trans-
formation der gesellschaftlichen Kräf-
teverhältnisse entscheidend, die „in

Europa eine veränderte Gestalt anneh-

men und sich auf neuartige Weise ma-
teriell verdichten" (S. 66).

Konsequent entwickelt Dorothee
Bohle in ihrem Beitrag das Konzept
eines „europäischen Wettbewerbsstaa-
tes", der als hegemoniales Projekt ei-
ner gesamteuropäischen Unordnung
aufder transnationalen Reorganisation
des westlichen Produktionsmodells
basiert, aber mittels selektiver Inwert-
Setzung östlicher bzw. südlicher Peri-

pherien nicht nur neuartige Vemessun-

gen von Ein- und Ausschließung her-

vorbringt, sondern auch eine neuartige
Konfliktstruktur.

Diese spezt/wc/ie Staafserweiferung,
in die sich ausgeprägte politische Se-

lektionsraster, also politische Entschei-

düngen, die gar nicht mehr zur Dispo-
sition stehen, einlagern, hat - wie De-
mirovic hervorhebt - „ein bestimmtes

Hegemoniemuster zur Voraussetzung"
(S. 68). Weil sich Zivilgesellschaft auf
„zivile Konfliktfähigkeit" stützt (S.

56), läßt Demirovic keinen Zweifel
daran, wo er den Kern der Veränderung
der Kräfteverhältnisse verortet: „Es
läßt sich vermuten, daß die Wir-
kungskraft der Zivilgesellschaft in
erheblichem Maße von relativ starken
Gewerkschaften abhängt, die vom Un-
ternehmerlager einen stabilen Kompro-
miß erzwingen können. Mit der Schwä-

chung der Gewerkschaften und der

Destabilisierung des Kompromiß-
gleichgewichts zwischen Lohnarbeit
und Kapital geht auch das politische
Gewicht alternativer Formen der Inter-
essenvermittlung verloren" (S. 61).

Der sich direkt anschließende Bei-
trag von Patrick Ziltener kommt dage-

gen erstaunlich formal daher: er er-
schöpft sich trotz interessanter Zugrif-
fe auf den Wandel von Staatlichkeit
und Integrationsweise zu oft in einem
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Definitionsgerangel mit dominieren-
den Integrationstheorien, statt in einer

originären theoretischen Grammatik
die Veränderung von Staatlichkeit zu

analysieren. Hier liefert der Beitrag
von Hans-Jürgen Bieling und Jochen

Steinhilber über „Hegemoniale Projek-
te im Prozeß der europäischen Integra-
tion" akzentuiertere Einschätzungen.

Die Brücke zwischen hegemonie-
theoretisch ausgerichteter Kapitalis-
musanalyse und ihren Wurzeln in der

Reorganisation der Produktionsver-
hältnisse zu schlagen, ermöglicht das

Thema des Beitrages von Thorsten
Schulten zur „Einbindung der Gewerk-
Schäften in die neoliberale Restruktu-
rierung Europas". Ausgehend von der

gesellschaftstheoretischen Verortung
der Gewerkschaften zwischen „Auto-
nomie und Integration" bzw. „Ord-
nungsfaktor und Gegenmacht" ver-
sucht Schulten die Wege zu erkunden,
auf denen sich gewerkschaftliche In-
teressen innerhalb eines transnationa-
len hegemonialen Blocks artikulieren.
In der gerade in der europäischen Inte-
gration über wettbewerbskorporatisti-
sehe Arrangements zu beobachtenden

Einbindung der Gewerkschaften sieht
Schulten nicht nur eine „Legitimati-
onsressource zur Stabilisierung und

Absicherung des gegenwärtig vorherr-
sehenden Integrationstyps" (S. 226),
sondern kann er auch die europäische
Konkretion der transnationalen Herr-
schaftssynthese plausibel machen.

Ob freilich die vorgeschlagene „eu-
ropäische Koordination" derTarifpoli-
tik (S. 238) ausreicht, gewerkschaftli-
che Autonomie und Konflikt/à'/îigke/r
wiederzuerlangen, um die hegemonia-
le Konstellation einer wettbewerbsori-
entierte Zurichtung sozialer Beziehun-

gen zu durchbrechen, muß an dieser
Stelle dahingestellt bleiben. Einig ist

sich Schulten jedoch mit Bastiaan van

Apeldoorn, der in seinem Beitrag die
Definitionsmacht des „European Round
Table of Industrialists" im europäi-
sehen Integrationsprozeß skizziert und
deutlich macht, daß diese nur durch die

Entfaltung von (autonomer) Gegen-
macht gebrochen werden kann.

Sammelbände kranken gemeinhin dar-

an, daß sie keinen stringenten Argu-
mentationsgang aufweisen. Daß dies
nicht unbedingt so sein muß, verdeut-
licht der vorliegende Band. Durch die

gemeinsame Verpflichtung auf eine
letztlich /legemonief/ieorefAc/i ausge-
richtete Kapitalismusanalyse gewinnt
der Band an Stringenz. Ein nicht gering
in Anschlag zu bringendes Verdienst
des Sammelbandes ist es darüber hin-

aus, führende Vertreter der neo-
gramscianischen Globalen Politischen
Ökonomie in die deutschsprachige Dis-
kussion einbezogen zu haben. Henk
Overbeek etwa nimmt seinen Beitrag
zum Anlaß, den Amsterdamer Ansatz
zu erörtern, um schließlich Schlußfol-

gerungen für eine kritischen Theorie
der europäischen Integration zu formu-
lieren (S. 181 ff.).

Erstaunlicherweise (oder auch gera-
de nicht!) gelingt die Schärfung des

Profils einer kritischen Integrations-
theorie vor allem den Autoren, die sich
nicht vorrangig in der Europaforschung
tümmeln. Insgesamt spiegelt der Band
so das, was er ist: eine Tagungsdoku-
mentation (Herbst 1999, Marburg), die
sehr präzise den Stand der Diskussion
widerspiegelt. Das macht den Band al-
lemal zu einem Werk, dem man
wünscht, im akademischen Betrieb
massenhaft als „Perlen vor die Säue" in
Umlauf gebracht zu werden.

Bernd Röttger
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Alain Thierstein / Martin Schuler /
Daniel Wächter (Hrsg.): Grossregio-
nen. Wunschvorstellung oder Lösungs-
ansatz? Verlag Haupt, Bern, Stuttgart,
Wien, 2000 (137 S., Fr. 38.-)

Andrew Watt: What has Become of
Employment Policy? Explaining the

Ineffectiveness ofEmployment Policy in
the European Union. Basler Schriften zur
europäischen Integration, Nr. 47/48, Eu-

ropainstitut, Basel, 2000 (83 S., Fr.30.-)

Der erste Band wurde von der Schwei-
zerischen Studiengesellschaft für
Raumordnungs- und Regionalpolitik
(ROREP) herausgegeben und sammelt

Beiträge verschiedener Autoren aus
Bund, Kantonen, Universitäten und der
Privatwirtschaft. Er dokumentiert eine

Tagung, die am 30. September 1999 in
Langental stattfand und die vom RO-
REP und dem Bundesamt für Raum-

planung (BRP) organisiert wurde. Die
Beiträge weisen unterschiedliche Ziel-
richtungen auf. Während die meisten
Autoren eine überkantonale Zusam-
menarbeit mit variabler Geometrie be-

Vorzügen, befürworten andere die

Schaffung von Grossregionen (Kan-
tonsfusionen), wobei auch diese ein
solches Projekt als ein langfristiges Ziel
sehen, das über pragmatische Schritte
der Zusammenarbeit zu erreichen ist.

Einleitend halten Martin Schuler und
Michel Rey den Einfluss der Schaffung
von Grossregionen im Rahmen der Sta-

tistik fest. Dem Bund ging es dabei vor
allem um eine EU-kompatible Daten-
erhebung. Die Kantone wurden bei der

Festlegung der Grossregionsgrenzen
einbezogen. Die eher administrative
Einteilung in Grossregionen wurde
dann von der Presse und von politi-
sehen Akteuren aufgegriffen, um poli-
tische Vorschläge räumlicher Reorga-
nisation zu entwerfen.

Bei den Befürwortern von Gebiets-
reformen werden gewöhnlich die man-
gelnde (Kosten-)Effizienz der bisheri-

gen räumlichen Aufteilung sowie das

fehlende Zusammenfallen von Nutz-
niessern, Lasten- und Entscheidungs-
trägem beklagt. Zudem wird das De-

mokratieproblem der „variablen Geo-
metrie" hervorgehoben. Zuletzt wei-
sen die Gebietsreformer darauf hin,
dass in freier Kooperation von Gebiets-
körperschaften nur dann Entscheidun-

gen getroffen werden, wenn alle Betei-
ligten Nutzen davon haben. Grossre-

gionen hätten den Vorteil, harte Ent-
Scheidungen gegen den Willen man-
eher Kantone durchsetzen zu können.

Grössere Effizienz grösserer Einhei-
ten wird dabei einfach mal behauptet,
mangelnde Effizienz der Kantone wird
- jedenfalls im Buch - nicht empirisch
nachgewiesen. Bei den Befürwortern
einer räumlichen Reorganisation ste-
hen denn auch die EU-Kompatibilität
und der Standortwettbewerb deutlich
im Vordergrund. Hinsichtlich des - an
sich wünschenswerten - Zusammen-
fallens von Nutzniessern, Lasten- und

Entscheidungsträgern unterlassen die
Befürworter einer Gebietsreform die

Untersuchung der Frage, ob eine sol-
che Übereinstimmung in einer zuneh-
mend verflochtenen Welt überhaupt
möglich ist. Stellen sich auf „höherer"
Ebene nicht jeweils die selben Proble-
me wie auf tieferer Ebene? Wer diese

Frage positiv beantwortet, muss nach

neuen Wegen suchen, um die politi-
sehen Entscheidungsprobleme (Demo-
kratieproblem, Effizienzproblem,
Transparenzproblem) von vernetzten
institutionellen Ebenen und Gebiets-

körperschaften zu lösen. Fusionen und
die Schaffung grösserer Gebilde tragen
in diesem Falle nur zu einer Verschär-

fung der Probleme durch zusätzliche

Entfernung der Entscheidungszentren
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von den Bürgerinnen und Bürgern bei.
Hervorzuheben ist überdies, dass das

Demokratieproblem von Autoren her-

vorgehoben wird, die bezüglich der

EU-Integration kaum demokratiepoli-
tische Bedenken äussern.

Martin Schuler und Michel Rey wei-
sen darauf hin, dass der Grossregiona-
lisierungsdruck teilweise erst durch den

Rückzug der Bundesebene von der

Bereitstellung der schweizweiten Net-
ze (z.B. Bahn) entsteht. Sobald die

Vernetzung und Bedienung von Rand-

regionen nicht mehr durch zentrale
Organisation garantiert sind, müssen
diese sonstwie gewährleistet werden
(S. 24). Im übrigen betonen sie die
Tatsache, dass bei der Konzeption von
Grossregionen eindeutige Gefälle zwi-
sehen diesen festzustellen sind. Das

wird durch die Sozialpolitik teilweise
ausgeglichen, teilweise verschärft. So

profitierte die Bevölkerung der West-
Schweiz in den vergangenen Jahren ei-
nerseits von der Arbeitslosenversiche-

rung; andererseits wird sie durch eine
unsoziale Krankenversicherungspoli-
tik zur Kasse (Kopfprämien) gebeten,
was dazu führt, dass in der Westschweiz

pro Kopf teilweise doppelt soviel an

Krankenkassenprämien bezahlt werden

muss als in der Ostschweiz.
Paul Messerli unterstreicht in seiner

Analyse vor allem den Standortwettbe-
werb. Die Bildung von Grossregionen
wird als nötig erachtet, um im globalen
Konkurrenzkampf im Rahmen des

Standortwettbewerbs besser Präsenz
markieren zu können. Die Schweiz
wies früher eine duale Struktur aus

Export- und Binnenwirtschaft auf, die
auf einem politischen Arrangement
beruhte: die wettbewerbsfähige Ex-
portwirtschaft konnte ihre Interessen
durchsetzen, weil sie die Binnenwirt-
schaft als Zulieferer berücksichtigte
und auch politisch mithalf, schwächere

Teile vor der internationalen Konkur-
renz zu schützen. Diese Konstellation
bricht nun durch die Deregulierung fast
aller Märkte auf und es gibt nur noch
die eine, internationale Wettbewerbs-
fähigkeit. Die Grenze zwischen Bin-
nen- und Exportwirtschaft wird aufge-
hoben.

Einzig das lokale Gewerbe unter-
liegt noch einem Distanzschutz und

profitiert vom Standortvorteil der un-
mittelbaren Kundennähe. Im neuen
Umfeld verfügen laut Messerli vor al-
lern grössere Stadtregionen mit inter-
nationalen Branchenclustern, speziali-
sierten Arbeitsmärkten und einer ho-
hen Qualität und Funktionssicherheit
der Infrastrukturen sowie internationa-
1er Erreichbarkeit an Entwicklungspo-
tential. „Die neue Sichtbarkeit von
Wirtschaftsräumen erfordert ein Um-
denken in der Schweiz, weil diese auf-

grund ihrer Exportabhängigkeit wie
kein zweites Land auf international
wettbewerbsfähige Standorte angewie-
sen ist." (S. 77). Messerli fordert eine

Reintegration von Stadt und Land, die
auf einer Ausrichtung des Landes auf
die Stadt beruht und eine Unterord-

nung des Landes unter die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der Stadt
beinhaltet. „Und schliesslich könnte
auf der Basis dieser neuen Raumstruk-
turen ein echter föderalistischer Wett-
bewerb die Innovationskraft der
Schweiz beleben" (S. 80).

Neben den Deregulierern, die konse-
quenterweise auch immer wieder das

EWR-Nein der Schweiz bedauern,
kommen im Buch Autoren zu Worte,
die eher Anhänger der „variablen Geo-
metrie" sind. Sie betonen im allgemei-
nen, dass es eine für alle Interessen

„beste" Grenzziehung weder heute
noch in Zukunft geben kann. Die varia-
ble Geometrie wird auch vertreten, weil
einer politischen Reorganisation der
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Schweiz (Kantonsfusionen) jedenfalls
kurzfristig keine Chancen eingeräumt
werden. So werden auch die Vorteile
der Flexibilität der variablen Geome-
trie hervorgehoben: je nach Problemla-

ge können andere Gruppen von Kanto-
nen zusammenarbeiten. Von dieser
Seite wird das Demokratieproblem der
variablen Geometrie kaum diskutiert;
entsprechend werden dafür auch keine

Lösungsvorschläge angeboten.
Die Interreg-Programme der EU

werden in den Beiträgen mehrmals er-
wähnt. Eine eingehendere Analyse er-

folgt jedoch nicht. Die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit weist laut
den Autoren einerseits eine „integrati-
onspolitische" Komponente auf, ander-
seits soll sie es den grenznahen Schwei-
zerischen Zentren (Genf, Basel, St.

Gallen, Lugano) ermöglichen, gleich-
sam Hinterland hinzuzugewinnen und
dadurch im internationalen Standort-
Wettbewerb das nötige Gewicht zu er-
langen.

In einigen Beiträgen wird die offizi-
eile Politik der Bundes erläutert. Der
Bund verfolgt offiziell keine Politik
der Fusion von Kantonen in Grossre-
gionen. Dies auch schon deswegen,
weil nach schweizerischem Staatsver-
ständnis das eine Sache der Kantone
und nicht des Bundes wäre. Der Bund
fördert jedoch die Kooperation zwi-
sehen den Kantonen. „Die künftige
Regionalpolitik will die Wettbewerbs-
fähigkeit und eine nachhaltige Ent-
wicklung in den Teilgebieten unseres
Landes fördern und zur Erhaltung der
dezentralen Wohnortsqualität beitra-

gen. Dies erfordert eine aktive, voraus-
schauende Politik, welche die wirt-
schaftlichen Anstrengungen und den
Ausbau der Infrastruktur in den Regio-
nen unterstützt. Dazu gehört auch eine

gesamträumliche Betrachtung, welche
Interdependenzen zwischen Ballungs-

und Entleerungsgebieten berücksich-
tigt. Neben den kleinräumigen Regio-
nen richtet sich die künftige Regional-
politik auch auf kantonsübergreifende
Grossregionen aus. Diese Einheiten
eignen sich als Ansatzpunkt für räum-
ordnungspolitische Koordination, zur
grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit und zur angemessenen Dezentrali-
sierung von Bundesaufgaben" (Bot-
Schaft des Bundesrates zur „Neuorien-
tierung der Regionalpolitik", BBI1996
II 11050-

Eine andere Frage, die in der Schweiz

von den Befürwortern eines EU-Bei-
tritts kaum diskutiert wird, lautet: Was
wurde aus der EU-Beschäftigungspoli-
tik? Andrew Watt nimmt eine kritische
Lagebeurteilung der EU-Beschäfti-
gungspolitik vor. Im März 2000 belief
sich die Arbeitslosigkeit in der Wäh-

rungs- und Wirtschaftsunion auf 9.4
Prozent und in der EU insgesamt auf
8.7 Prozent. Die EU-Länder lassen es

zu, dass fast ein Zehntel ihrer Arbeits-
ressourcen brachliegt. Dabei ist zu be-

achten, dass diese Zahlen sich nur auf
die registrierte Arbeitslosigkeit bezie-
hen.

Nachdem die Arbeitslosigkeit in den

80er Jahren auf relativ hohem Niveau
blieb, und dann anfangs 90er Jahre stark

stieg und sich auf hohem Niveau stabi-
lisierte, versuchte die EU aktiver zu
werden. Das berühmte WmsèMcJt über
Wacfofum, WeffbewrZw/äAigteY «n<f

BejcAa/figung ist als Antwort auf diese
Phänomene zu verstehen. Die Haupt-
forderung bestand darin, dass „Euro-
pa" wettbewerbsfähiger zu werden hat

- dann würde sich durch zusätzliches
Wachstum die Beschäftigungslage ver-
bessern. Prioritär müsse die Geld- und

Fiskalpolitik auf Stabilität ausgerich-
tet werden - für die Beschäftigung wür-
den sich daraus von selbst positive
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Wirkungen ergeben. Im Zuge der Vor-
bereitungen zur Währungsunion wur-
de von der EU ein starker Akzent auf
die Konsolidierung der Haushalte ge-
legt. Durch die rigorose Sparpolitik in
den neunziger Jahren verschärfte sich
die Arbeitslosigkeit und führte zu stei-

genden Auslagen für die Arbeitslosen
und dadurch zu zusätzlichen Kürzun-
gen in anderen Budgetposten.

Durch den Maastrichter und Amster-
damer Vertrag hatten die EU-Mitglied-
Staaten jegliche Kontrolle über ihre
Geld- und Wechselkurspolitik verlo-
ren und auch weitgehend die Kontrolle
über ihre Steuer- und Ausgabenpolitik.
Was den Mitgliedstaaten blieb, war
eine reine Arbeitsmarktpolitik. Die
Wirtschaftspolitik kann nur mehr via
Lohnpolitik beeinflusst werden. Lohn-
trends müssen mit den regionalen Pro-
duktivitätstrends übereinstimmen, da

sonst Arbeitslosigkeit importiert- oder

exportiert wird -, ohne dass dadurch
die EU-Arbeitslosenraten beeinflusst
werden. Damit hat sich die EU in eine

Lage hineinmanövriert, in der die Mit-
gliedsstaaten weitgehend machtlos
sind, während die Europäische Zen-
tralbank auf eine monetaristische, sta-
bilitätsorientierte Politik festgelegt ist,
für welche die Beschäftigung ein un-
tergeordnetes Ziel darstellt.

Watt untersucht den institutionellen
Hintergrund dieser Politik. Die Ent-
Scheidungsprozesse der EU sind un-
durchsichtig und bevorzugen jene so-
zialen Akteure, die ihren Weg durch
das Wirrwarr der Institutionen finden.
Sie ziehen Nutzen aus dem Mangel an

Transparenz und von den Schwierig-
keiten, die politische Verantwortung
bei bestimmten Institutionen dingfest
machen zu können. Hinzu kommt, dass

die EU zwar die Sozialpolitik der Mit-
gliedstaaten einschränkt, selber jedoch
nicht die Kompetenzen hat, europäi-

sehe Sozialpolitik zu betreiben. Dies

liegt zum Teil an der Schwäche der
Gewerkschaften auf der EU-Ebene. Die
EU-Rahmengewerkschaft spielt, ver-
glichen mit den nationalen Aufgaben
der Gewerkschaften, eine untergeord-
nete Rolle. Die EU-Richtline zur Ein-
Setzung europäischer Betriebsräte
(EBR) gibt es seit 1994, doch die Revi-
sion wird verschleppt- und damit bleibt
die gewerkschaftliche Interessenpoli-
tik bis heute begrenzt. Klasseninteres-
sen überschneiden sich aber mit den
Interessen der Länder.

Auch zeigen die mächtigen Unter-
nehmerverbände kein Interesse daran,
mit den Gewerkschaften auf der EU-
Ebene verbindliche Verträge abzu-
schliessen, da die EU nicht mit einer
eigenen Gesetzgebung für den Fall ei-
nes Scheiterns der Verhandlungen der

Sozialpartner drohen kann. Die Unter-
nehmer können schliesslich auch die
EU und die Gewerkschaften mit der

Drohung, mobile Produktionsfaktoren
abzuziehen, erpressen.

Ein weiterer institutioneller Faktor
von Bedeutung ist der EU-Gerichtshof
(EuGH) in Luxemburg. Er spielte bei
der Verwirklichung des Binnenmark-
tes eine wichtige Rolle (Urteil „Das-
sonville" von 1974 und Urteil „Cassis
de Dijon" von 1979 des EG-Gerichst-
hofes) und sah sich selber als „Motor
der Integration". Auf Grund der Ver-
träge wirkte der Gerichtshof deshalb
als Marktmacher und nicht als Markt-
korrigierer. Hinzu kommt die Schwä-
che des Europa-Parlamentes in Strass-

burg/Brüssel. Fazit: Es gibt auf EU-
Ebene keine Institution, die auf Druck
der Basis hin eine beschäftigungs-
freundliche Politik aktiv betreiben
könnte. Das dürfte vor allem den Ge-
werkschaften zu denken geben.

Paul Ruppen
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Ulrich Brand, Achim Brunnengrä-
her, Lutz Schräder, Christian Stock,
Peter Wahl: Global Governance. AI-
ternative zur neoliberalen Globalisie-
rung? Westfälisches Dampfboot, Mün-
ster 2000 (204 S„ 29,80 DM)

UN-Kommissionen haben sich in den

vergangenen Jahrzehnten des öfteren
als Promotoren von Schwammwörtern
und „begrifflichen Allesklebern" pro-
filiert. Schillerndes Beispiel ist der

Begriff „Nachhaltige Entwicklung".
Seiner potentiell kritischen Implika-
tionen weitgehend entledigt, ist er mitt-
lerweile zu einer kaum noch umstritte-
nen Formel für die Versöhnung von
kapitalistischer Expansion, Naturan-
eignung und Entwicklung avanciert.
Der Begriff ist gesetzt, Forschung kann
betrieben werden, Politik ihn vernut-
zen. Eine grundlegendere Thematisie-

rung möglicher Widersprüche im Ver-
hältnis von gesellschaftlichen Natur-
Verhältnissen und kapitalistischer Pro-
duktion oder selbst nur anders lauten-
de, nicht dominante Interpretationen
von „Nachhaltigkeit" finden hierbei
kaum mehr Raum.

Der Begriff „G/oba/ Governance"
hat gute Chancen, eine ähnliche Kar-
riere zu durchlaufen. Von der „UN-
Kommission on Global Governance"
diskutiert und einer breiteren Öffent-
lichkeit 1995 in Form eines Berichts
zugänglich gemacht, wird er mittler-
weile wissenschaftlich zu einem Rah-

menkonzept angereichert, das die
„Menschheitsprobleme" in einer glo-
balisierten und denationalisierten Welt
lösen und somit zugleich einen Aus-

weg aus der politischen Steuerungskri-
se weisen soll.

Die Autoren der von der Heinrich-
Böll-Stiftung und WEED (Weltwirt-
schaft, Ökologie & Entwicklung e.V.)
herausgegebenen Studie zu „Global

Governance" hegen jedoch starke

Zweifel, ob es sich bei diesem Kon-
zept, wie von den Hauptprotagonisten
dieses Diskurses in Deutschland Franz
Nuscheier und Dirk Messner (Institut
für Entwicklung und Frieden) ange-
nommen, um eine „Alternative zur neo-
liberalen Globalisierung" handelt. In-
sofern bezweifeln sie auch, ob es als

Leitbild für emanzipatorische Politik-
prozesse dienen kann. Dabei betonen
sie zunächst durchaus das Verdienst
des „Global Governance"-Diskurses:
„Er schärft den Blick dafür, dass eman-
zipative Veränderungen nicht von al-
leine aus den Globalisierungskrisen
erwachsen, sondern nur durch Kritik
und gesellschaftlich bewußtes Han-
dein" (S. 47).

Was freilich unter Kritik zu verste-
hen ist, da scheiden sich die Geister
erheblich. Ist Kritik, so fragen die Au-
toren, denn umfassend überhaupt mög-
lieh, wenn Macht- und Herrschafts-
strukturen in Wirtschaft, Gesellschaft
und im internationalen System keine

systematische Beachtung finden?^
Wenn die Geschlechterfrage nicht auf-

genommen wird und wenn Demokrati-
sierung zuvorderst an technokratischer
und effizienzorientierter Modernisie-

rung des internationalen Systems be-

messen wird? Rauscht die Hoffnung
auf Problemlösung durch transnatio-
nale Netzwerke von Regierung, Wirt-
schaft und „Zivilgesellschaft" nicht an
den Strategien, Interessen und der rea-
len Durchsetzungsmacht dominanter
Akteure vorbei? Und was sind über-

haupt die „Menschheitsprobleme", die
der Lösung harren? Was nutzt schließ-
lieh die Forderung nach einer letztlich
abstrakten und zudem an westlichen
Modellen orientierte „Weltethik"?

Die Auflistung weiterer Kritikpunk-
te wäre zu lange, die Lektüre des Bu-
ches ist zu empfehlen.
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Entscheidend für den Stil und die

Glaubwürdigkeit der Studie ist jedoch,
dass die vielfältigen Kritiken keines-

wegs abstrakt bleiben. In den verschie-
denen Kapiteln wird nicht nur die Ent-
Wicklung des Diskurses über „Global
Governance" umfassend nachgezeich-
net. Sein Entstehungskontext selbst,
also die Restrukturierung kapitalisti-
scher Gesellschaften im Zuge neolibe-
raier Globalisierung, wird kritisch und

gesellschaftstheoretisch umrissen. Dar-
über hinaus werden die bereits beste-
henden Strukturen internationaler po-
litischer Regulierung analysiert, deren
bestehende und historisch gewachsene
Vermachtung im „Global Gover-
nance"-Diskurs bestenfalls als hem-
mendes Randphänomen zur Kenntnis

genommen wird.
An der Studie kann sicher moniert

werden, dass sowohl einige Bereiche

gesellschaftlicher Entwicklungen als
auch konkrete Einschätzung - bei-
spielsweise über die Rolle von JV/c/ä-

regiertmgsorgam'sar/one« (NGOs)
oder über die Verwendung des Begriffs
„Problem" - etwas knapp dargestellt
werden. Insofern sind in den verschie-
denen Abschnitten, für die jeweils ein-
zelne Autoren verantwortlich zeichnen,
durchaus unterschiedliche politische
Beurteilungen und auch Wissenschaft-
liehe Orientierungen zu bemerken. Mit
anderen Worten: Die Studie wirkt ins-
gesamt nicht nur überkomplex und ge-
drängt, sondern auch heterogen.

Dies sollte jedoch die Leistung kei-

neswegs schmälern. Die Studie dient
zunächst einmal als orientierende, um-
fassende und trotz der Dichte erstaun-
lieh gut lesbare Bestandsaufnahme der

widersprüchlichen, globalen gesell-
schaftlichen Entwicklungstendenzen.
Aber die Absicht der Verfasser geht
darüber freilich hinaus. Was sie eint,
ist die wohlbegründete Skepsis gegen-

über der Praxis, gesellschaftliche Wi-
dersprüche durch verkürzte, politisch-
motivierte Wissenschafts- und Dis-
kursproduktion einfach wegzudefinie-
ren. Denn gerade die Ausblendung von
Widersprüchen und Machtverhältnis-
sen, die Verwandlung der Welt zu ei-
nem schlichten Problembearbeitungs-
terrain ist nicht nur - sei dies den Prota-

gonisten einer Global Governance be-

wüßt oder auch nicht - ein Vorgehen,
das die sogenannten „Menschheitspro-
bleme" überhaupt nicht erfaßt. Es er-
scheint auch als ein exklusorisches Pro-

jekt, das selbst machtgestützt die Mar-
ginalisierten und deren ganz konkrete
und alltägliche Konflikte und Bedro-
hungen entweder nicht mehr wahr-
nimmt oder nicht mehr wahrnehmen
will.

Einig sind sich die Autoren auch

darin, dass ohne die Rehabilitation ei-
ner nicht an derartiger Lösung „ab-
strakter" Probleme und effizienter
Steuerung orientierten kritischen Wis-
senschaft die Grundlagen für eine wei-
tertreibende emanzipative Praxis nur
schwer gestärkt werden können. Daran

anknüpfend erscheint ihnen ein nicht
etatistisch verkürzter Politikbegriff
ebenso notwendig wie ein erweitertes
Verständnis von Demokratie und auch

von der Bedeutung gesellschaftlicher
Gegenmacht.

Freilich wird die Studie nicht per se

einen Konsens für politische Einschät-

zung und Strategie stiften. Aber auch
dies ist nicht das Ziel. Die Autoren
vermeiden gerade, etwas definitiv zu
setzen - oder klare Handlungsanwei-
sungen zu liefern. Es geht ihnen zu-
nächst offenbar darum, Handlungs-
möglichkeiten und vor allem Hand-
lungsgrenzen aufzuzeigen und sowohl
bei politischen Aktivisten als auch bei
Wissenschaftlern zu Diskussion und
Reflexion anzuregen. Es geht darum,
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einen wohlbegründeten Rahmen für die
alte Debatte um Emanzipation und de-

ren Praxis neu zu umreißen.

Zugleich ist die Studie ein gelunge-
ner Versuch, die Zentren der Diskurspro-
duktion herauszufordern (zurKontrover-
se vgl. u.a. Brand, Falk, Nuschler, Scher-

rer 2000). Es ist eine Kritik sowohl an
dominanten Politikformen als auch am
vorherrschenden Wissenschaftsver-
ständnis. Eine Kritik, die gerade wegen
der politisch äußerst wirkungsmächti-
gen Internalisierung der Wettbewerbs-

logik und der fortschreitenden Selbst-

Instrumentalisierung der Akademien
nicht unmittelbar aufoffene Ohren tref-
fen dürfte. Aber das Ende der Geschieh-
te ist nicht erreicht und somit dürften
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auch diejenigen nicht verschwunden
sein, die sich nicht mit diskursiven
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Governance"-Protagonisten werden
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sehe Reaktion hinaus Stellung zu be-
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Studie vorliegt, die hinsichtlich einzel-
ner Sachfragen, der ausgeführten Kri-
tik und deren Begründung wesentlich
umfassender ist, als die mageren Publi-
kationen, die bislang das „Global Go-
vernance-Konzept" zu untermauern
und zu verteidigen versuchen.
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José Bové, François Dufour: Die Welt
ist keine Ware. Bauern gegen Agromul-
tis. Interview: Gilles Luneau, Rotpunkt-
verlag, Zürich 2000 (294 S., Fr. 30.-)

Heike Walk, Achim Brunnengräber:
Die Globalisierungswächter. NGOs
und ihre transnationalen Netze im Kon-
fliktfeld Klima. Westfälisches Dampf-
boot, Münster 2000 (336 S., Fr. 44.50)

Auf dem Umschlagbild des Buches
strahlt uns ein triumphierender José

Bové entgegen, seine mit Handschel-
len gefesselten Fäuste in die Höhe re-
ckend. Ein Foto aus dem Jahr 1999, als

sich Bové freiwillig den Untersu-
chungsbehörden stellte. Sie hatten ihn
zusammen mit fünf weiteren Bauern
der alternativen Bauerngewerkschaft
Con/ér/éraf/on Fcrysanwe zur Verhaf-

tung ausgeschrieben, nachdem diese
ein im Bau befindliches Mac Donalds
Restaurant symbolisch „demontiert"
hatten. Es war der Auftakt ihrer Kam-

pagne gegen „malbouffe", das schlech-
te Essen, die sich zu einer breiten inter-
nationalen Bewegung gegen Liberali-
sierung und Marktderegulierung im
Rahmen der WTO, gegen Gentech-
Food und Agroindustrie ausweitete.
Das ganze Buch ist ein Interview des

Journalisten Gilles Luneau mit José

Bové, Schafbauer aus Südfrankreich,
und seinem Mitstreiter François
Dufour, Biobauer aus der Normandie.

Die kapitalistische Wachstumsideo-
logie und die Weltordnungspolitik à la
WTO haben die wirtschaftlichen Un-
gleichheiten weiter verschärft. Zu den

grossen Verlierern gehören die südli-
chen Länder; sie haben keine finanziel-
len Möglichkeiten, durch Direktbeihil-
fen die eigene Landwirtschaft zu stüt-
zen. Die im Rahmen der WTO erzwun-
gene Marktöffnung führt zudem zum
Import billigerer Grundnahrungsmit-

tel, wodurch die eigenständige Produk-
tion und der nationale Markt zerstört
wird.

Aber auch in Europa trifft die er-

zwungene Marktöffnung und dem da-

mit zusammenhängenden Zusammen-
bruch der Produzentenpreise in erster
Linie die kleinen Produzenten. Hinzu
kommt der zunehmende Einfluss der
industrialisierten Landwirtschaft und

Gentechnologie, was zu einem enor-
men Machtzuwachs der Agromultis im
Ernährungsbereich geführt hat und für
die Konsumentinnen, wie sich heute

zeigt, nicht abschätzbare Risiken (BSE,
Seuchen, malbouffe) birgt. Demgegen-
über fordern Bové/Dufour das „Recht
der Völker, sich selber zu ernähren und
frei und demokratisch zu entscheiden,
welche Art von Landwirtschaft sie be-
treiben wollen." (S. 218)

„Die Welt ist keine Ware" - ange-
sichts der global bestehenden Macht-
Verhältnisse gibt es kaum Verhand-
lungsspielraum. Es geht darum, die
weitere Liberalisierung im Rahmen der
WTO zu stoppen und die sozialen und

allgemeinen Menschenrechten auch im
internationalen Handel einzufordern.
Deshalb fanden sich die Bauernorgani-
sationen zusammen mit Gewerkschaf-
ten, UmWeltorganisationen und vielen
Nicht-Regierungs- und Basisorganisa-
tionen im November 1999 zum ge-
meinsamen Protest gegen die WTO
zusammen: „Seattle war die Geburts-
stunde bürgerlicher Gegenmacht", sagt
Bové (S. 241 und markierte die „Rück-
kehr zum Primat der Politik gegenüber
der Ökonomie" (S. 232).

Optimistisch schätzt Bové die Hete-

rogenität der Positionen und Ziele die-
ser WTO-Gegnerschaft ein. Dass die
einen die WTO radikal abschaffen wol-
len, während andere einer grundlegen-
den Reform das Wort reden, ist für ihn
kein Widerspruch: „Die Stärke dieser
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weltweiten Bewegung besteht doch ge-
rade darin, dass sie je nach den örtlichen
Gegebenheiten unterschiedliche Aus-

prägung finden darf und dennoch oder

gerade deshalb Vertrauen zwischen den
einzelnen Gruppen schafft. Von Seattle
ist zu lernen, wie vorderhand völlig
unterschiedliche Gruppen mit zum Teil
gegensätzlichen Anschauungen inner-
halb dieser acht Tage Vertrauen zuein-
ander fassten. Die lokalen Kämpfe,
die aus dieser Dynamik hervorgingen,
können sich fortan auf die Erfahrung
und Solidarität der weltweiten Protest-

bewegung stützen." (S.241)
Ob dies inhaltlich reicht, um mit

Alternativen und langfristigen Strate-

gien auf die „Komplexität unserer
Welt" zu antworten, wird sich zeigen.

Mit dem Weltsozialforum von Porto

Alegre Ende Januar 2001 wurde auf
jeden Fall ein weiterer Schritt in diese

Richtung getan. Und José Bové war
wiederum dabei: Zusammen mit brasi-
lianischen Landlosen rissen sie gen-
technisch veränderte Sojapflanzen auf
einem Versuchsfeld des Agromultis
Monsantos aus. Aktionen, die im Ver-
ständnis von Bové und seinen Mitstrei-
tern heute entscheidend sind. Sie erset-
zen offensichtlich Theorie, sind aber
nicht gleichbedeutend mit Aktionis-
mus, und im Zusammenhang mit den

aktuellen Diskussionen um Polizeige-
wait und Kriminalisierung von Globa-
lisierungsgegnerlnnen sind die Worte
erhellend : „Die Aktion um der Aktion
willen ist unsere Sache nicht, sondern

Bewusstseinsprozesse in Gang zu set-

zen und die Menschen einzubeziehen.
Um sein Recht durchzusetzen, sind

oft illegale Handlungen notwendig.
Das ist eben unser Verständnis des Zu-
sammenhangs von gewerkschaftlicher
Aktion, politischem Handeln und Auf-
klärung. Wenn die Sache gerecht und
die Aktion symbolisch ist, wenn man

sich nicht versteckt und anonym han-

delt, hat man die Öffentlichkeit früher
oder später auf seiner Seite. Und
das Wichtigste: Man muss davon über-

zeugt sein, dass man durch solidari-
sches Handeln wirklich etwas bewe-

gen und verändern kann." (S.244)
Das Gespräch mit Bové/Dufour dreht

sich um Fragen der nationalen und in-
ternationalen Agrarpolitik, des Wider-
Standes der Bauerngewerkschaft in
Frankreich und der internationalen Aus-
Weitung gegen die WTO in Seattle und
darüber hinaus. Einige der Gesprächs-
themen bedürfen aber einer vertieften
Klärung, so z.B. was die Forderung nach

Abschottung der nationalen Grundnah-

rungsmittelproduktion oder die Relati-
vierung der existierenden Differenzen
innerhalb der Anti-Globalisierungsbe-
wegung angeht. In seiner Gesamtheit ist
das Gespräch jedoch von einem anstek-
kenden Optimismus geprägt, auf den
einzulassen sich auf jeden Fall lohnt:
„mit unserer Bewegung fassen sie [die
Protestierenden von Millau, US] erneut
Vertrauen in die Möglichkeit, etwas zu
verändern." (S. 268)

Hier schliesst eine zentrale Frage der
Studie von Walk/Brunnengräber „Die
Globalisierungswächter" an: Sind
Nicht-Regierungsorganisationen
(NGO) „Widerpart zum System" oder
eher „Bestandteil eines politischen
Herrschafts- und Regulationskomple-
xes" (S. 16)? Oder gilt angesichts der

Ereignisse rund um das Weltwirt-
schaftsforums (WEF) 2001 in Davos,
wo sich erneut einige NGO mit dem
WEF arrangierten oder an einem Ge-

genkongress zusammenfanden, wäh-
rend öffentliche Kundgebungen mit im-
menser Polizeigewalt verhindert wur-
den, gar die Einschätzung von Alex
Demirovic, NGO seien „staatlich Ii-
zensierte private Organisationen, die
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zu einem Politikverständnis beitragen,
in dem sich gesellschaftliche Verände-

rungen nur im Konsens mit Wirtschaft
und Politik erzielen lässt. Mit dem Pro-
test der schon nicht mehr so Neuen
Sozialen Bewegungen verbindet die
NGO kaum mehr als die thematischen
Anlässe" (FR 15.1.01)?

„Nichtregierungsorganisation" ist
wie „Zivilgesellschaft" ein äusserst dif-
fuser Begriff, der jedoch seit den 90er
Jahren und etwa im Rahmen der „Glo-
bal-governance"-Debatte eine eigent-
liehe Hochkonjunktur in unterschiedli-
chen Diskursen erreicht hat. Walk/
Brunnengräber lassen sich nicht auf
eine abstrakt theoretische NGO-Dis-
kussion ein, sondern analysieren deren
Handeln und Rolle „entlang der realen
internationalen Klimapolitik" seit der
UN-Umweltkonferenz von Rio 1992,

an der die NGO erstmals eine wichtige
Rolle spielten.

Der Treibhauseffekt wirkt sich weit-
weit aus und kann auf nationalstaatli-
eher Ebene nicht gelöst werden. Die
Nachfolgekonferenzen von Rio ver-
suchten mittels Reduzierung der Treib-
hausgase (Kyoto-Protokoll) eine inter-
nationale Lösung zu erreichen, die aber
nach dem letzten Treffen vom Novem-
ber 2000 in Den Haag als gescheitert
betrachtet werden muss. „Die Ökono-

misierung der Umweltpolitik ist soweit
fortgeschritten, dass neoliberale Strate-

gien und wirtschaftliches Wachstum als

die Problemlösung erscheinen." (S. 90)
Statt einer umfassenden Umweltpolitik
wird auf den Handel mit Emissionswer-
ten und Technologie gesetzt.

Dass der hoffnungsvolle Aufbruch
von Rio im Debakel von Den Haag
endete, zeigt die beschränkte Macht
der Umwelt-NGO und die Problematik
ihrer institutionellen Einbindung.
Walk/Brunnengräber weisen aber auch
auf den Umstand hin, dass im Rio-

Prozess der UNO die Wirtschaft und
Gewerkschaften ihre Interessen eben-
falls als NGO in den Diskussions- und
Verhandlungsprozess eingebracht hat-
ten und diese oftmals miteinander kor-
relierten: Ging es den einen ums Wachs-

tum, so ging es den andern um die Er-
haltung von Arbeitsplätzen. Die Um-
weit wurde von beiden hintenangestellt

Im zweiten Teil wird das Climat Ac-
tion Network (CAN), das weltweite
Netzwerk von über 300 NGO und wich-
tigster Umwelt-Akteur im Rio-Prozess
ausführlich vorgestellt und kritisch hin-
terfragt. So zeigt sich schnell, dass in-
nerhalb der NGO-Szene die Unterschie-
de sehr gross sind. Nur wenige, wie
etwa WWF oder Greenpeace, sind über-

haupt in der Lage, weltweit beachtete

Kampagnen zu führen. Und aufgrund
ihrer eingeschränkten Ressourcen kön-
nen die NGO aus der Dritten Welt oder

Osteuropa kaum Einfluss ausüben.

Trotzdem, stellen Walk/Brunnegrä-
ber anhand des CAN fest, gelang es

internationalen NGO-Netzwerken,
mittels Lobbying, Fachwissen, Medi-
enkampagnen, Öffentlichkeits- und
Projektarbeit die internationale Klima-
politik zu beeinflussen. Hinzu kommt,
dass NGO-Netzwerke im internationa-
len System ein gesellschaftliches Va-
kuum füllen konnten: „Die Artikulati-
on und Repräsentanz gesellschaftlicher
Interessen in der globalen Arena ent-
behren der gesellschaftlichen Legiti-
mation, wie sie im Nationalstaat die
Parteien haben." (S.269) Genau diese

Leerstelle füllen NGO mit ihrem An-
sprach auf Vertretung von Allgemein-
interessen und der Umwelt aus, ohne
dabei das Problem der eigenen Legiti-
mation gelöst zu haben.

Walk/Brunnegräber zeigen in ihrer
detaillierten Analyse auf, wie viel-
schichtig und seinerseits komplex das

Handeln und die Rolle von NGO sind.
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Sie beziehen sich dabei auf die theore-
tischen Konzepte der „neuen sozialen

Bewegungen", der „Zivilgesellschaft"
und die „Netzwerktheorie", die alle von
ihrem Standpunkt aus einen Erklä-
rungsansatz liefern. Grundsätzlich stel-
len sie die beschränkte Verhandlungs-
macht der NGO selbst innerhalb des

Konfliktfeldes „Klima" mit einer weit-
gehenden Vernetzung und stark inter-
national agierenden NGO fest. Ganz zu

schweigen von entscheidenden Poli-
tikfeldern wie IWF/Weltbank oder
NATO, G7/G8, wo den NGO der Zu-

gang verschlossen bleibt.
Wenn auch viele NGO im Zuge der

Organisationsentwicklung und eines

Institutionalisierungsprozesses aus so-
zialen Bewegungen hervorgegangen
sind, so geht ihnen nach Walk/Brun-
nengräber heute der Anspruch auf ge-

sellschaftliche Alternativen ab: „Nicht
emanzipative Gesellschaftsverände-

rung, Protest oder Gegenkonzepte zur
herrschenden Politik bestimmen das

NGO-Handeln, sondern thematische
Spezialisierungen, die die kapitalisti-
sehe Modernisierung zum Ziel haben.
Dieses Politikverständnis ist eine we-
sentliche Voraussetzung, um auf inter-
nationaler Ebene agieren zu können.

Daher ist auch der Begriff der
konfliktiven Kooperation für die Be-

Schreibung des Politikverständnisses
von NGOs trefflicher als derjenige des

Protests, der bei den neuen sozialen

Bewegungen als konstitutiv gilt." (S.

276) Womit wir wieder bei Bauernge-
werkschafter Bové und dem Weltsozi-
alforum von Porto Alegre „Eine andere

Welt ist möglich" wären.
Urs Sekinger

Jan Rehmann: Max Weber. Moder-
nisierung als passive Revolution.
Kontextstudien zu Politik, Philosophie
und Religion im Übergang zum Fordis-
mus. Argument Verlag, Berlin, Harn-

bürg 1998 (358 S„ DM 39.80)

Mit seinen Kontextstudien zum Werk
Max Webers will Jan Rehmann den

bisherigen Interpretationsrichtungen -
er nennt die auf die amerikanische We-
ber-Rezeption zurückgehende harmo-
nisierende Lesart, die vor allem den

späteren Weber „als geistigen Vorbe-
reiter einer freiheitlichen und liberalen
Gesellschaft verstehen wollte" (S. 11),
und eine Linie, die an Weber vor allem
den nietzscheanisch geprägten „heroi-
sehen Pessimismus des 'Fin de siècle'
herausarbeitet" (S. 12) - nicht einfach
eine weitere hinzufügen. Ihm geht es

„um das widersprüchliche Verhältnis
Webers zu den einflussreichen ideolo-

gischen Formationen des herrschenden

bürgerlich-junkerlichen Machtblocks
in Deutschland, in die er einerseits ein-
rückt, und die er andererseits in der

Perspektive einer kapitalistischen Mo-
dernisierung transformiert" S. 9).

Rehmann begreift Webers Theorie
als Intervention in eine ganz bestimmte
Konstellation des herrschenden Macht-
blocks; ihr inneres Telos ist nicht die

kapitalistische Ausrichtung schlecht-
hin - darin geht Rehmann über die bis-

herige linke Weber-Kritik von Herbert
Marcuse, Wolfgang Lefèvre u.a. hinaus

-, sondern das „Projekt einer neuen bür-

gerlichen Hegemonie im Übergang zum
Fordismus" (S. 14). Insofern ist We-
bers Werk zugleich Kritik einer „passi-
ven Revolution", wie sie selbst „passi-
ve Revolution" unter veränderten ge-
schichtlichen Umständen ist.

Rehmann beginnt seine Untersu-
chung mit Webers Amerikareise, weil
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der „Amerikanismus" genau die Dop-
pelstruktur von Kritik europäischer
Gesellschaften in der Modernisierungs-
krise wie neuem Modell einer passiven
Revolution aufweist. Er hebt nicht nur
die auch von anderen Autoren schon
bemerkte und von Marianne Weberbreit
geschilderte Amerikabegeisterung her-

vor, sondern arbeitet das spezifisch
theoretische Interesse Webers daran
heraus: den modernen Kapitalismus mit
seiner technischen Entwicklung und
rationellen Arbeitsorganisation. Darin
sieht Rehmann das verschwiegene Ori-
ginal von Webers Konzept einer „okzi-
dentalen Rationalität" (S. 23), „die bru-
tale Transparenz der Klassenkämpfe"
(ebd.), deren Anerkennung die Voraus-

Setzung zum Einbau der Arbeiter in
einen industriellen Block wird, aber
auch die Weber faszinierende spezi-
fisch amerikanische Verknüpfung von
Religion und Geschäft, die für Reh-

mann den geheimen Ausgangspunkt
und „das verborgene Telos der Profe-
rtanfAc/icn Ef/tik" (S. 277) bildet. In
den amerikanischen Verhältnissen, wie
sie Weber analysiert, sehe dieser das

Mass, das kritisch den deutschen Ver-
hältnissen entgegen zu halten sei und
das auch das Mass und den Impuls zum
Umbau dieser Verhältnisse werde.

Dieses kritische Mass unterwirft
Rehmann nun seinerseits der Kritik,
erstens indem er darauf hinweist, dass

die Kritik an der „passiven Revoluti-
on" in Deutschland ihrerseits eine „pas-
sive Revolution" befördert, die er im
Rückgriff auf Gramsci als Modernisie-

rungsprozess bezeichnet, in dem der
herrschende Machtblock „einen gewis-
sen Teil der Forderungen von unten
aufnimmt", jedoch „die Hegemonie-
gewinnung der Subalternen blockiert
ist" (S. 15); zweitens indem er den
sozialen Standort Webers entziffert und
ihn als organischen Intellektuellen ei-

nes Bürgertums ausweist, das „in sei-

nen (Webers) Augen noch nicht zu sich
selbst gekommen ist" (S. 44). Dieses

Programm einer /icgemomVr/ieoref/-
.sx'/jcn Lektüre von Webers Werk exem-
plifiziert Rehmann an drei Studien zu

Politik, Philosophie und Religion.

In der Bereichsstudie zur Politik zeigt
Rehmann, wie Weber an der Herausar-

beitung eines fordistischen Blockes im
deutschen Umfeld arbeitet. Er begreift
Webers Fordismus-Projekt als Reakti-
on aufdie Modernisierungs- und Hege-
moniekrise, im Deutschen Reich, das

noch immer von einem industriell-agra-
rischen Block getragen wird. Webers
Kritik an den Agrariern konkretisiert
sich etwa in der Landarbeiterenquête,
wo Weber deren ökonomische Eigen-
interesse (an billigen polnischen Ar-
beitskräften) im Gegensatz zum natio-
nalen Interesse ökonomischerEntwick-
lung sieht, oder an den „feudalen Prä-
tensionen" eines Bürgertums, das über
die Rechtsform des Fideikommiss' in
feudal-aristokratische Interessenpoli-
tik eingebunden wird, was zu einer
Verrentung des Kapitals führt statt zu

„ökonomischen Eroberungen in der
weiten Welt" (S. 68).

Aus diesem „cäsaristisch vermittel-
ten Bündnis mit der Agrarklasse will
Weber das Bürgertum herauslösen und
die 'höheren Schichten der Arbeiter-
schaft für das Bündnis mit dem

Bürgertum'"(S. 45) gewinnen. Dazu
braucht es einen neuen Typus des Bür-
gertums, den Weber auf verschiedenen
Ebenen unablässig propagiert, heran-
zubilden und im Sinne Gramscis füh-
rungsfähig zu machen sucht (vgl. dazu
Rehmanns Analyse der Freiburger An-
trittsrede, S. 44), etwa in seinen Inter-
ventionen zur Börsenreform. Dort geht
es ihm um die Herausbildung einer

finanzkapitalistischen Börsenelite mit
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eigenem „Ehrbegriff nach amerikani-
schem und englischem Vorbild und um
die Ausschaltung des kleinen finanz-
schwachen Glücksritters.

Mit Webers Interventionen zur Her-

ausbildung eines zweckrational ope-
rierenden Bürgertums verbunden sind
seine Bemühungen um die Integration
der Arbeiterschaft in einen industriel-
len Block aus Kapitalisten und Arbei-
teraristokratie. Die Vorgeschichte die-
ses Projekts sieht Rehmann schon in
der Tätigkeit der Modernisierer im
„Verein für Sozialpolitik", die über die
Kontaktaufnahme mit dem Kreis um
Eduard Bernstein zu den Brückenbau-
ern der Burgfriedenspolitik und der

„Kooperation zwischen Gewerk-
Schaftsführern und Vertretern der 'wis-
senschaftlichen Betriebsführung'"
während des Kriegs und der „'Zentral-
arbeitsgemeinschaft' zwischen Gross-

kapital und Gewerkschaften" (S. 88)

von 1918/19 wurden.
Webers Bemühungen um die Her-

ausbildung eines industriellen Blocks
fasst Rehmann auch mit Gramscis Be-

griff einer Rationalisierung der Bevöl-
kerung; diese hatte der italienische
Theoretiker als Vorbedingung des For-
dismus analysiert und gezeigt, wie in
einer nicht-rationalisierten Bevölke-

rung das Fordismus-Projekt stets noch
auf den Widerstand traditionalistischer
Schichten stieß, genau jener Schich-
ten, die Weber im deutschen Kontext
theoretisch wie in seiner politischen
Praxis bekämpft hat.

Auch im politischen Bereich setzt
Weber auf „parlamentarische oder kor-
poratistische Methoden einer Absorp-
tion gegnerischer Gruppen in den
Staat" (S. 109), wendet sich aber scharf

„gegen die Herausbildung 'organischer
Intellektueller', die die Interessen der
Arbeiterklasse über die korporatisti-
sehe Ebene hinaus in die Superstruktu-

ren 'übersetzen'" (S. 107).
Den Parlamentarismus begreift We-

ber auch als Mittel der Führerauslese,
aber die Entscheidung zwischen ihr und
der charismatisch-plebiszitären Ausle-
se orientiert sich nicht an Werten der

Demokratie, sondern an den 'Lebens-
interessen der Nation'. Daher lasse sich
auch sein Schwanken zwischen den

Staatsrechtlern Hugo Preuß (dem
Schöpfer der Weimarer Verfassung)
und Carl Schmitt (dem Kronjurist im
NS-Staat) nicht durch ideengeschicht-
liehe Zuordnung klären, sondern nur
durch die Analyse der konjunkturellen
Bedingungen des fordistischen Mo-
dells: „Webers politische Analysen
sind selbst Symptom und Seismograph
für die widersprüchlichen Reprodukti-
onsbedingungen eines nachholenden
Fordismus, der zwischen den elasti-
sehen Integrationsstrategien eines mo-
dernen Transformismus und den Ver-
suchungen einer despotischen 'Lö-
sung' der Klassengegensätze hin und
herschwankt." (S. 124) Wie ein nach-
holender Fordismus nach Gramsci im
Faschismus seine terroristische Form
findet, so öffnet Weber - Rehmann

zeigt es ausführlich - 'rationale Herr-
schaff für autoritäre Artikulationen
(vgl. S. 122; Webers Dialog mit Lu-
dendorff).

Auch in der zweiten Bereichsstudie, in
der Rehmann Webers Theoriebaustelle
besichtigt, geht es ihm nicht darum,
Webers Wissenschaftslehre geistesge-
schichtlich im Geflecht der wissen-
schaftstheoretischen Strömungen der
Jahrhundertwende zu verorten, sondern
den Umbau der Begrifflichkeiten „nach
den zugrundeliegenden ideologischen
Funktionsweisen zu untersuchen"(S.
130). So sieht Rehmann in der Rezep-
tion des südwestdeutschen Neukan-
tianismus (H. Rickert et al.) die Front-
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Stellung zum Marxismus, wobei der

Gegensatz zwar den Marxismus der
Zweiten und später der Dritten Inter-
nationale treffe, aber sowohl Marxens

gesellschaftliches Apriori der Denk-
form als auch Gramscis Objektivismus-
Kritik nicht berücksichtige. Rehmann

spricht daher von einem eigentlichen
Rendez-vous manque des Marxismus
mit Weberscher Wissenschaftstheorie,
das sich wiederhole „in der Entgegen-
Setzung von 'idealtypischer' und 'ob-
jektivistischer' Begriffsbildung" (S.

188). Mit seinem berühmtesten Be-
griff, dem Idealtypus, wende er sich
wie Marx gegen einen subjektunab-
hängigen Objektivismus, fundiere ihn
aber nicht in einer 'Philosophie der

Praxis', sondern in einer neukantia-
nisch inspirierten Wertphilosophie:
„die Auswahlprinzipien eines Idealty-
pus hängen von den Gesichtspunkten
ab, unter denen 'wir' die Kulturerschei-

nungen 'als für uns bedeutsam betrach-
ten können'." (S. 189)

In einer über mehrere Kapitel füh-
renden Diskussion der Werturteilsfra-
ge zeichnet Rehmann nach, wie Weber
den neukantianischen Wertenormati-
vismus relativiert, realitätsnäher macht
und ihn den Antagonismen der gesell-
schaftlichen Interessen anpasst, aber

gleichzeitig in der Ideologieförmigkeit
der Wertephilosophie steckenbleibt.
Denn das abstrakte Kultur-Wir, von
dessen Bedeutungshandeln Weber die

Auswahlprinzipien eines Idealtypus
abhängen lässt, ist letztlich nur das

ideologisch transfigurierte historisch
konkrete Wir seines bürgerlich-hege-
monialen Projekts.

In der Studie zur Religionssoziologie
untersucht Rehmann, „in welchen He-
gemonieverhältnissen und nach wel-
chen Auswahlprozeduren sich die ide-
altypische Komposition eines prote-

stantisch-kapitalistischen Ursprungs-
geistes vollzieht." (S. 193) Nachdem er
in der Konfrontation mit anderen reli-
gionssoziologischen Studien, insbe-
sondere derjenigen des Weber-Schü-
lers Martin Offenbacher, gezeigt hat,
dass Webers Argumentation wenig von
den Konfessionsstatistiken, vielmehr
von eigenen Untersuchungszielen be-
stimmt ist, der ethischen Mobilisierung
der Wirtschaftssubjekte (vgl. S. 205f.),
untersucht er in einem nächsten Schritt
die Verbindungslinien zur Diskurswelt
des Kulturprotestantismus „als eine(r)
einflussreiche(n) ideologische(n) For-
mation im Wilhelminismus" (S. 210),
in die er zugleich einrückt, was deren

Kulturkampfpraxis betrifft, die er aber

gleichzeitig innen- wie aussenpolitisch
umbaut und der er eine vom Staats-

rechtler Georg Jellinek beeinflusste an-
glo-amerikanische Drehung gibt.

Den unmittelbaren Hintergrund für
Webers historische Verortung des ka-

pitalistischen Geistes sieht Rehmann
in den Arbeiten der jüngeren histori-
sehen Schule, der Weber selbst zuge-
rechnet wird, vor allem denen Werner
Sombarts. Ins Zentrum stellt er die auch

von Gramsci später aufgenommene
Frage, ob der „kapitalistische Geist"
aus der Renaissance oder der Reforma-
tion hervorgegangen sei. Indem Reh-

mann von Gramscis hegemonietheore-
tischer Fragestellung auf die Debatte
zwischen Weber und Sombart blickt,
entdeckt er die Frontstellung des poli-
tisch-ethischen Reformators Weber,
der den Kapitalismus in Deutschland
nach einem puritanisch-amerikani-
sehen Muster modernisieren will - ge-
gen das korporatistische Bewusstsein
des Bürgertums, eine Frontstellung, die
Weber auf der geistesgeschichtlichen
Grundlage, auf der sich der Streit ab-

spielt, gar nicht auffallen kann. Die
hegemonietheoretische Fragestellung
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zeigt weiter, wie Weber seinen Ideal-

typ des kapitalistischen Geistes im re-
ligionsgeschichtlichen Material so kon-
struiert, dass er zwar - im Unterschied
zu den Konstruktionen Sombarts - die

hegemoniale Wirksamkeit popular-na-
tionaler Bewegungen enthält, aber de-

ren widerständige (antikapitalistische)
Artikulationen als Traditionalismus
ausschließt oder verdrängt und ent-
schärft (vgl. S. 274f.).

Wie in der Politik erfolgt die Ab-

grenzung in zwei Richtungen: „zum
einen 'nach oben', gegen die sozial-
konservativen, etatistischen oder ab-

gehobenen Ideologien vom Typ der
'Renaissance', die für eine effektive
Blockbildung zu wenig populäre Bin-
dungskraft aufweisen, zum andern
'nach unten', gegen die widerständi-

gen, popular-demokratischen oder re-
volutionären Tendenzen, welche die

Einbindung der Subalternen in einen
solchen Block aufsprengen könnten."
(S. 277) Auch in der religionsge-
schichtlichen Anordnung zeigt sich
wieder, was in der Politik als 'passive
Revolution' erschien: „Weber prakti-
ziert hier die von Gramsci an Cro-
ces Gesc/n'cAre Europas kritisierte hi-
storiographische Methode, von einer
Revolution nur den 'passiven' Aspekt
zu behalten und vom Moment des

Kampfes, in dem ein neues politisch-
ethisches System sich herausarbeitet,
abzusehen" (S. 276f.).

Rehmanns Äegemon/ef/jecirefijc/ie
Weber-Lektüre vermittelt neben der
diskursiven Verortung von Webers
Werk und einer Fülle von historischen
Einsichten vor allem auch ein methodi-
sches Instrumentarium. Er überwindet
sowohl das in einem alten Materialis-
mus verhaftete objektivistische Ver-
ständnis von Theorie als Ausdruck von
Ökonomie und Klasseninteresse als
auch dasjenige der Kritischen Theorie

einer Beziehung zwischen Denkform
und Gesellschaftsform, koppelt sie aber

nicht diskurstheoretisch von ihrem ge-
sellschaftlichen Hintergrund ab. Reh-

mann interessiert sich nicht nur - und
das scheint mir beispielsweise auch

relevant für die Untersuchung des ge-
genwärtigen Rechtspopulismus - für
die Zusammenfügung heterogener Dis-
kurselemente, sondern versucht, diese

Kompositionsregeln hegemonietheore-
tisch zu entschlüsseln im Hinblick auf
das zugrundeliegende hegemoniale
Projekt und die damit in einer bestimm-
ten geschichtlichen Situation zusam-
mengefügten Klassen oder dem histo-
rischen Block.

Wenn Rehmann mit einem durch
Gramsci erweiterten Marxismus We-
ber liest, dann eröffnet er durchaus auch
Schwachstellen Marxscher Theorie,
etwa bei der Bestimmung der zivilen
(bürgerlichen) Gesellschaft, die vor
Gramsci auf die bürgerlichen Eigen-
tumsverhältnisse festgelegt wird, oder
der Bestimmung der Figur, für die es in
Marxens Werk keine Stelle gibt, ob-
wohl er sie selbst als Person ausfüllt,
die des organischen Intellektuellen.

Aber diese gramscianische Relektü-
re von Marx führt nicht zur Verdamp-
fung der „Philosophie der Praxis" in
einem Postmarxismus, sondern beharrt
auf der Perspektive eines Befreiungs-
Projekts von unten, das, so wie Gramsci
es als kritischen Massstab an die Philo-
sophie der Philosophen heranträgt, an
die Praxis der Begriffsbildung, die po-
litischen und die religiösen Praxen her-

angetragen wird. Webers Werk von sei-

nem Projekt her interpretiert und vom
Marxschen Befreiungsprojekt her ge-
gengelesen zu haben - darin besteht die
weit über die Weber-Interpretation hin-
ausgehende Bedeutung von Rehmanns
Weber-Studie.

Ruedi Graf
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